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Anlagen:

o �Orientierende Untersuchung - Bodenuntersuchungen vom 04.03. und 28.09.2021� im Zuge des
Planaufstellungsverfahrens zum Bebauungsplan Nr. 33 �Wohnen an der Bünzau� der Gemeinde
Aukrug (Geologisches Büro R. Hempel, Dannewerk/Schleswig mit Bearbeitungsstand vom
18.10.2021)

o �Lageplan� - Mehrfamilienhäuser, Hauptstraße 54, 24613 Aukrug als Planungsgrundlage im
Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 33 �Wohnen an der Bünzau� der Gemeinde
Aukrug im Maßstab 1:500 (messner architektur, Flensburg mit Planungsstand vom 29.04.2021)

o �Schalltechnisches Gutachten� zum Bebauungsplan Nr. 33 �Wohnen an der Bünzau� der Ge-
meinde Aukrug (Ing.- Büro AKUSTIK Busch, Kronshagen mit Bearbeitungsstand vom 28.04.
2021)

o �Entwässerungskonzept� zum Bebauungsplan Nr. 33 �Wohnen an der Bünzau� der Gemeinde
Aukrug (Institut für technisch-wissenschaftliche Hydrologie GmbH, Flensburg mit Bearbeitungs-
stand vom 12.04.2021)

o �Baugrunderkundung� Hauptstraße 54, 24613 Aukrug im Zuge des Planaufstellungsverfahrens
zum Bebauungsplan Nr. 33 �Wohnen an der Bünzau� der Gemeinde Aukrug (Geologisches Büro
R. Hempel, Dannewerk/Schleswig mit Bearbeitungsstand vom 04.03.2021)

Quellenverzeichnis:

o Folgende von der Planung berührten Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange sowie
private Personen haben im Rahmen der Beteiligungsverfahren nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2
BauGB i.V.m. § 13a BauGB Anregungen, Hinweise oder Ausführungen im Rahmen ihrer Stel-
lungnahme vorgebracht:

Der Landrat des Kreises Rendsburg-Eckernförde, Fachdienst Regionalentwicklung
mit Schreiben vom 02.08.2021

Abfallwirtschaft Rendsburg-Eckernförde mbH per E-Mail vom 19.07.2021

Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, Niederlassung Rendsburg
per E-Mail vom 16.07.2021

Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr Referat
Infra I 3 per E-Mail vom 23.06.2021

Deutsche Telekom Technik GmbH mit Schreiben per E-Mail vom 23.06.2021

Archäologisches Landesamt SH, Obere Denkmalschutzbehörde mit Erlass
per E-Mail vom 22.06.2021

o �Ortsentwicklungskonzept Gemeinde Aukrug� - Endbericht März 2020

o Rechtskräftiger Bebauungsplan Nr. 2 �Schmäkoppel� (mit Rechtskraft vom 06.06.1977)

o Rechtskräftige 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 �Schmähkoppel� (mit Rechtskraft vom
15.03.1979)

o Rechtskräftige 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 �Schmähkoppel� (mit Rechtskraft vom
30.03.1979)
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o Geltender Flächennutzungsplan der Gemeinde Aukrug (1973) einschließlich seiner genehmig-
ten Änderungen

o festgestellter Landschaftsplan von 1997 der Gemeinde Aukrug

o �Lage- und Höhenplan� als amtliche Planunterlage mit Katasterbestand vom 09.02.2021 für
den Bebauungsplan Nr. 33 der Gemeinde Aukrug mit örtlicher Vermessung vom 02.02.2021

Fotos: Peter Scharlibbe, Büro für integrierte Stadtplanung ·Scharlibbe, 21./31.01.2021
Reinhard Pollok, Büro für Landschaftsplanung Günther & Pollok, 24.02.2021
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Kennzeichnung der Lage des Plangeltungsbereiches
des Bebauungsplanes Nr. 33 �Wohnen an der Bünzau�

Verfahrensübersicht

x Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit   § 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB

Unterrichtung der Landesplanung   § 11 Abs. 2 LaplaG

x Frühzeitige Beteiligung der Behörden / TÖB § 4 Abs. 1 BauGB

Öffentliche Auslegung
§ 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13a BauGB

Behörden- und TÖB - Beteiligung
§ 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13a BauGB

Gesamtabwägung / Satzungsbeschluss

Bekanntmachung   § 10 BauGB
mit der 22. Änderung des Flächennutzungsplanes (im Zuge der Berichtigung)

Abb. 1 (Quelle: https://www.openstreetmap.de/karte.html)
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1. Planungserfordernis

Das Planungserfordernis ergibt sich aus dem �Maßnahmen- und Umsetzungskonzept� zum
gemeindlich beschlossenen �Ortsentwicklungskonzept Aukrug� (Endbericht März 2020)
sieht das Schlüsselprojekt A1. �Wohnraumstrategie Aukrug 2030� vor, zu dem Folgendes aus-
geführt wird:

�Aukrug stellt sich als sehr attraktive und infrastrukturell gut ausgestattete Gemeinde dar.
Die Bevölkerungsentwicklung wird deshalb an der amtlichen Prognose (2014 - 24: + 140
EW = ca. 4 %) orientiert und bis 2030 fortgeschrieben. Daraus ergibt sich eine Zielzahl für
2030 von ca. 3.960 Einwohnern. Für die Wohnraumentwicklung gelten dabei die Grund-
sätze:

=>  der Innen- vor Außenentwicklung und

=>  des flächensparenden Bauens wie folgt:

- Nachrangige Entwicklung weiterer Neubauflächen (aktuell erschlossene und in
Planung befindliche Gebiete fertigstellen und beziehen)

- Generationswechsel im baulichen Bestand gewährleisten und bei Bedarf unterstüt-
zen

- Bedarfsorientierte Umstrukturierung / Umbau vorhandener Wohnungen (v.a. zu
kleineren Wohnungen); Neubau kleinerer Wohnungen

- Dörfliche Struktur bewahren; kleinere Baulücken nutzen, ggfls. landwirtschaftliche
Gebäude zum Wohnen umnutzen

Die Gemeinde kann diese überwiegend privat durchzuführenden Maßnahmen be-
ratend unterstützen (Häuserbörse, Information über die Wohnraumstrategie u.ä.)�.

Der Bebauungsplan Nr. 33 dient in der gemeindlichen Zielsetzung somit der Bereitstellung von
Wohnraum auf innerörtlichen Flächen in zentraler Lage im Hauptortsteil Aukrug-Innien und
folgt somit zugleich den landesplanerischen Zielsetzungen aus der Fortschreibung des Lan-
desentwicklungsplanes (Entwurf LEP 2018).

Das Plangebiet und sein städtebaulich maßgebliches Umfeld aus der Luft betrachtet.

(Quelle: Landesportal) Abb. 2a
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Der Träger des Vorhabens beabsichtigt, auf seinen Grundstücksflächen, Hauptstraße Nr. 54
(siehe auch vorangestellte Abb. 2a), den gewerblich genutzten Gebäudebestand (Garagen
und Halle) abzureißen und die gewerblich genutzten Freiflächen zu räumen, um dann hier eine
Wohnanlage mit 4 Mehrfamilienhäusern mit je 4 Wohneinheiten zu errichten und als Mietobjekt
zu betreiben (s. nachstehende Abb. 2b). Das Wohnhaus des ehemaligen landwirtschaftlichen
Betriebes bleibt erhalten und erhält durch Abriss und Rückbau der gewerblichen Nutzungen
wieder Raum, um seine ortsbildprägende Funktion wieder voll übernehmen zu können.

Somit handelt es sich um eine Maßnahme der �Innenentwicklung� und einer Maßnahme des
�Flächenrecyclings� entsprechend den Zielsetzungen aus dem Ortsentwicklungskonzept
(2020). Das �Ortsentwicklungskonzept Aukrug 2020� ist entsprechend § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB
ein in der Bauleitplanung zu berücksichtigender Belang.

Entsprechend den vorangestellten Ergebnissen des gemeindlichen �Ortsentwicklungskonzep-
tes� sowie den landes- und kreisplanerischen Vorgaben / Hinweisen zur �Innenentwicklung� ist
es Ziel der Gemeinde Aukrug, innerhalb der bebauten Ortslage auch zweigeschossige Wohn-
gebäude zuzulassen, wenn die Gesamthöhe des Gebäudes (=> also die Firsthöhe) sich in die
jeweilige Gesamtsituation im Sinne einer �Fortentwicklung der Ortsstruktur� einfügt, wobei hier-
unter zu verstehen ist, dass die Gebäudehöhen auch höher bzw. niedriger als die umgebende
Bebauung sein können.

Abb. 2b

(Quelle: messner architekten, April 2021)
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Zur Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung besteht ein Regelungsbedarf,
auch zur Sicherstellung einer geordneten Erschließung, denn diese soll über den bestehenden
Zufahrtsbereich innerhalb der Ortsdurchfahrtsgrenze von der �Hauptstraße� aus erfolgen.

Um dieses Vorhaben im Sinne einer �Innenentwicklungsmaßnahme� und im Sinne eines �Flä-
chenrecyclings� im Hauptortsteil Aukrug-Innien entsprechend den Zielsetzungen des ge-
meindlich beschlossenen Ortsentwicklungskonzeptes verwirklichen zu können, ist die Aufstel-
lung eines qualifizierten Bebauungsplanes erforderlich. Zur Sicherstellung von Sichtfeldern auf
der L 121 (�Hauptstraße�) wird es erforderlich sein, einen Straßenabschnitt der L 121 in den
Plangeltungsbereich einzubeziehen.

Demzufolge hat die Gemeindevertretung nach eingehender Beratung im Fachausschuss zur
Verwirklichung der vorangestellten Zielsetzung beschlossen, den Bebauungsplan Nr. 33
�Wohnen an der Bünzau� aufzustellen, der den Grundstücksbereich Hauptstraße Nr. 54 um-
fasst.

Zudem ist die geltende Flächennutzungsplanung im Zuge der Berichtigung an die neue Pla-
nungssituation anzupassen. Angestrebt wird die Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebiets
(WA) im Bebauungsplan bzw. die Darstellung einer Wohnbaufläche (W) in der Flächennut-
zungsplanänderung.

Für das Plangebiet besteht kein Planungsrecht nach § 30 BauGB mehr. Zunächst war der
Planbereich des ehemaligen landwirtschaftliche Betriebe Teil des rechtskräftigen Bebauungs-
planes Nr. 2 �Schmäkoppel� (vgl. auch nachfolgende Abb. 2c).

Mit der rechtskräftig gewordenen 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 wurde der Planbe-
reich des Bebauungsplanes Nr. 33 aus dem Ursprungs-Bebauungsplan Nr. 2 genommen, so-
dass derzeit keine planungsrechtliche Grundlage zur Realisierung des vorangestellten Vorha-
bens besteht (vgl. auch nachfolgende Abb. 2d).

Die rechtskräftige 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 �Schmäkoppel� wird für den Be-
reich des Plangebiets durch den aufzustellenden Bebauungsplan Nr. 33 ersetzt. Ein geson-
dertes Aufhebungsverfahren ist nicht notwendig.

Ziel der Gemeinde Aukrug ist es somit, ausgehend von den Darstellungen des geltenden Flä-
chennutzungsplanes und des festgestellten Landschaftsplanes, den landesplanerischen Vor-
gaben aus der Fortschreibung des Landesentwicklungsplan (Entwurf - 2018), eine städtebau-
lich geordnete Entwicklung planerisch vorzubereiten und mit der Aufstellung des vorgenannten
Bebauungsplanes planungsrechtlich zu gewährleisten.

Der vom Bau- und Wegeausschuss am 30.08.2021 beratene und von der Gemeindevertretung
am 28.10.2021 in der endgültigen Planfassung als Satzung beschlossene Bebauungsplan Nr.
33 beinhaltet die planungsrechtlich relevanten Inhalte übergeordneter Planungen und die ört-
liche Planungssituation sowie die Ergebnisse der begleitenden Fachplanungen (siehe Anla-
gen zu dieser Begründung) und die Stellungnahmen aus der Beteiligung nach § 4 Abs. 2
BauGB entsprechend der gemeindlichen Gesamtabwägung zum Satzungsbeschluss.

Die Begründung wurde entsprechend der Abwägung redaktionell und zugleich klarstellend er-
gänzt.
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Abb. 2c (oben)
Ausschnitt aus der Planzeichnung des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr.2

Abb. 2d (unten)
Ausschnitt aus der Planzeichnung der rechtskräftigen 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr.2

(Quelle: Amt Mittelholstein)

(Quelle: Amt Mittelholstein)
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1.1 Bestandssituation �Hauptstraße Nr. 54�

Blick auf die �Hauptstraße� (L 121) nach Westen (links) zur Ortsmitte und nach Osten (rechts) nach Gnutz

Straßenansicht der gewerblichen Lagernutzung / Wohnhaus und vorgelagerten Stellplatzflächen

Straßenansicht des historischen und den
Straßenraum sowie das Ortsbild prägende
Einzelhaus an der Hauptstraße Nr. 54

Straßenansicht des Einzelhauses Hauptstraße Nr.
52 seitlich versetzt zu dem prägenden Hauptge-
bäude
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Bestandssituation �Hauptstraße Nr. 54� und das Umfeld

Blick vom südlichen Rand außerhalb des Plangebiets aus
auf die rückwärtige Ansicht der gewerblichen Bauten und Nutzungen

Die im Westen und Südwesten zum Plangebiet abgesetzte Nachbarbebauung der Schmäkoppel

Blick vom südlichen Rand des Plangebiets aus
auf die nach Süden und Osten anschließenden Niederungsflächen der Bünzau
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2. Allgemeine Rechtsgrundlagen

Das Baugesetzbuch (BauGB), ergänzt durch das �Gesetz zur Anpassung des Umwelt-Rechts-
behelfsgesetzes und anderer Vorschriften an europa- und völkerrechtliche Vorgaben (am
01.06.2017 in Kraft getreten) und durch das �Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2014/52/EU
im Städtebaurecht und zur Stärkung des neuen Zusammenlebens in der Stadt� (am
13.05.2017 in Kraft getreten) und zuvor auch durch das �Gesetz zur Stärkung der Innenent-
wicklung in den Städten und Gemeinden und weiteren Fortentwicklung des Städtebaurechts�
vom 11.Juni 2013 sowie zuletzt geändert durch das Gesetz zur Mobilisierung von Bauland
vom 14. Juni 2021, verpflichtet die Gemeinden, Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit
es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist.

Gemäß § 1 Abs. 5 BauGB �soll die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen
der Innenentwicklung erfolgen�. Die Aufstellung von Bauleitplänen liegt dabei als Verpflich-
tung verwaltungstechnischer Selbstverwaltung in eigener Verantwortung bei der Gemeinde.

Die Bauleitpläne sollen entsprechend dem vorangestellten Planungsgrundsatz eine nachhal-
tige städtebauliche Entwicklung und u. a. eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozial-
gerechte Bodennutzung gewährleisten.

Die Bebauungspläne treffen als Ortsatzungen die rechtsverbindlichen Festsetzungen für die
bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke und bilden die Grundlage für weitere zum
Vollzug des Baugesetzbuches erforderliche Maßnahmen.

Ggf. können auf Landesrecht beruhende Regelungen als nachrichtliche Übernahmen nach
§ 9 Abs. 6 BauGB in den Bebauungsplan aufgenommen werden. Neben den gesetzlichen
Vorschriften des Straßen- und Wegegesetzes (StrWG) kommen auch örtliche Bauvorschriften
nach § 84 der Landesbauordnung (LBO) in Betracht.

2.1 Planverfahren

Die gemeindlichen Gremien haben aufgrund der innerörtlichen Lage des Plangebiets und des
Vorhabencharakters (Umnutzung von gewerblichen Flächen im Sinne eines �Flächenrecyc-
ling� als Maßnahmen der �Innenentwicklung� und der �Nachverdichtung�) die Voraussetzun-
gen zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 33 nach dem �beschleunigten Verfahren� ge-
mäß § 13a BauGB (�Bebauungsplan für die Innenentwicklung�) mit folgendem Ergebnis
geprüft:

o eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach UVPG /
LUVPG besteht nicht,

o Beeinträchtigungen von FFH- und / oder EU-Vogelschutzgebieten sind nicht anzuneh-
men,

o es wird eine Grundfläche (GR) von weniger als 20.000 m² festgesetzt werden und

o die städtebaulich geordnete Entwicklung kann bereits grundsätzlich durch den geltenden
Flächennutzungsplan einschließlich der entsprechenden Bestandssituation sowie ergän-
zend hierzu durch die vorgelegten Fachgutachten als gesichert angesehen werden.

Die Gemeindevertretung hat daher beschlossen, von der frühzeitigen Unterrichtung der Be-
hörden sowie der sonstigen Planungsträger nach § 4 Abs. 1 BauGB gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 1
BauGB abzusehen.

Der Öffentlichkeit wurde im Rahmen der gemeindlichen Ausschusssitzungen gemäß § 13a
Abs. 3 Nr. 2 BauGB Gelegenheit zur Äußerung zu den allgemeinen Zielen und Zwecken der
Planung und deren Auswirkungen gegeben.
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Die Erstellung eines Umweltberichtes und die Durchführung einer Umweltprüfung ist aufgrund
der eingehaltenen o. g. Voraussetzungen im Rahmen des �beschleunigten Verfahrens� nach
§ 13a BauGB nicht erforderlich.

2.2 Beteiligung von Kindern und Jugendlichen

Seit dem 01.04.2003 ist der § 47 f GO �Beteiligung von Kindern und Jugendlichen� in Kraft
getreten. Dies bedeutet, dass die Gemeinden bei Planungen und Vorhaben, die die Interessen
von Kindern und Jugendlichen berühren, diese in angemessener Weise beteiligen müssen.
Die Gemeinden müssen daher besondere Verfahren entwickeln, die geeignet sind, die Inte-
ressen der Kinder und Jugendlichen deutlich zu machen.

Da sich die (z. T. abstrakten) Instrumente und Strukturen der Welt der Erwachsenen nur be-
dingt auf Kinder und Jugendliche übertragen lassen, sind insbesondere projektbezogene Be-
teiligungen, die sich auf konkrete Vorhaben erstrecken, sinnvoll.

Typische Fälle der Beteiligung sind die Errichtung oder die Änderung von Einrichtungen für
Kinder und Jugendliche, wie z. B. Kinderspielplätze, Kindertagesstätten, Bolzplätze, Sportein-
richtungen, Jugendbegegnungsstätten, Schulen. Die Beteiligung hat auch bei entsprechenden
Bauleitplanungen zu erfolgen, sofern Interessen von Kindern und Jugendlichen betroffen sind
und sich auf konkrete Projekte und Vorhaben beziehen.

Da die Gemeinden eine Offenlegungs- und Dokumentationspflicht haben, sollen die Beteili-
gungsverfahren zumindest in den Grundzügen durch Beschluss der Gemeindevertretungen
(oder durch Delegation der entsprechenden Fachausschüsse) festgelegt werden, um sicher
zu stellen, dass diese bei der Durchführung von kinder- und jugendrelevanten Vorhaben die
im Zuge der Beteiligung vorgetragenen Gesichtspunkte ernsthaft prüfen.

Diese Offenlegungs- und Dokumentationspflicht kann in vielfältiger Form erfolgen:

im Zuge der Unterrichtung der Einwohnerrinnen und Einwohner nach § 16a GO,

im Zusammenhang mit den Beschlussvorlagen für die Stadtvertretung

in den entsprechenden Fachausschüssen,

bei Bebauungsplänen in deren Begründungen oder

allgemein als Veröffentlichungen im Rahmen der ortsüblichen Bekanntmachung.

Aufgrund der Planungssituation, die gekennzeichnet ist durch die Planung einer wohnbauliche
Innenentwicklungsmaßnahme im Zuge einer Umnutzung einer gewerblich genutzten Fläche
im Sinne eines �Flächenrecyclings� durch Ausweisung von Wohnbauflächen für die Errichtung
von max. 4 Mehrfamilienhäusern, ist nach Auffassung der Gemeinde Aukrug eine Beteiligung
von Kindern und Jugendlichen auf der Planungsebene der Bebauungsplanung über das Maß
der Beteiligungsschritte nach dem BauGB nicht angezeigt, da Belange dieser Bevölkerungs-
gruppe nicht direkt oder unmittelbar betroffen sind.

Sofern sich in der weiteren Projektentwicklung Hinweise ergeben, diese Bevölkerungsgruppe
stärker in das Planvorhaben einzubinden, wird dies durch die Amtsverwaltung entsprechend
veranlasst.

3. Räumlicher Geltungsbereich und Plangebietsabgrenzung (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Der räumliche Plangeltungsbereich (vgl. nachfolgende Abb. 4) des Bebauungsplanes Nr. 33
umfasst das Gebiet:
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südöstlich der �Hauptstraße� (L 121) einschl. eines Straßenabschnittes der �Hauptstraße�,
südwestlich der Niederungsflächen an der Bünzau und eines Regenrückhaltebeckens,
östlich der Bebauung Schmäkoppel Nr. 52 und Hauptstraße Nr. 52,
nordwestlich der Niederungsflächen der Bünzau

Abgrenzung des Plangeltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 33
(Aufstellungs- und Entwurfs- sowie Satzungsbeschluss GV vom 16.09.2021 - Plan Nr. 2.0)

Der räumliche Plangeltungsbereich zum Zeitpunkt des Entwurfs- und Auslegungsbeschluss
umfasst auf Grundlage einer überschlägigen Flächenermittlung (Planungsstand vom 03.05.2021 -

Plan Nr. 1.0), eine Fläche von insgesamt ca. 0,83 ha, davon:

ca. 5.870 m² Allgemeines Wohngebiet (WA)

ca. 2.420 m² Verkehrsflächen (L 121 �Hauptstraße�)

4. Planungsrechtliche Voraussetzungen und Planungsvorgaben

Die gemeindlichen Gremien bauen auf den Inhalten und Zielsetzungen der geltenden Flächen-
nutzungs- und Landschaftsplanung und der maßgeblichen rechtskräftigen 1. Änderung des
Bebauungsplanes Nr. 2 �Schmäkoppel� sowie der örtlich vorgefundenen Bebauungs- und Nut-
zungssituation für den vorgenannten Planbereich auf und konkretisieren mit dieser Bauleitpla-
nung die besondere Art und das Maß der baulichen Nutzung, bezogen auf das Plangebiet.

4.1 Entwicklungsgebot (§ 8 Abs. 2 BauGB)

Mit Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 33 kann das �Entwicklungsgebot� nach § 8 Abs. 2
BauGB, nach dem Bebauungspläne aus Flächennutzungsplänen zu entwickeln sind, für den
Bereich des Plangeltungsbereiches nicht eingehalten werden.

Abb. 4(Quelle: Amt Mitteholstein, Januar 2021)
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Die Flächen innerhalb des Plangeltungsbereiches sind in der geltenden Flächennutzungspla-
nung der Gemeinde Aukrug (vgl. nachfolgende Abb. 5) aufgrund der früheren landwirtschaft-
lichen Nutzung bzw. der gewerblichen Nachnutzung als gemischte Baufläche (M) und entlang
der �Hauptstraße� (L 121) als Grünfläche dargestellt.

Die Grünfläche hat ihre Funktion aus der seinerzeit geltenden OD-Grenze (vgl. auch Abb. 2c)
und der dementsprechend zu beachtenden anbaufreien Strecke verloren, die heute an den
östlichen Rand der bebauten Ortslage verlegt worden ist.

4.2 Berichtigung des Flächennutzungsplanes

Im hier gewählten �beschleunigten Verfahren� nach § 13a BauGB�19 kann ein Bebauungsplan,
der von Darstellungen des Flächennutzungsplanes abweicht, auch aufgestellt werden, bevor
der Flächennutzungsplan geändert oder ergänzt ist, sofern die geordnete städtebauliche Ent-
wicklung des Gemeindegebietes nicht beeinträchtigt wird. Dies ist hier der Fall.

Die Flächennutzungsplanung entspricht dem städtebaulichen Belang entsprechend der bishe-
rigen Planungssituation Flächen für eine gemischte genutzte Nutzung im straßenzugewandten
Bereich entsprechend der früher einmal vorhandenen landwirtschaftlichen und späteren ge-
werblichen Struktur.

Die heutige gewerbliche Planungssituation soll nunmehr entsprechend den gemeindlichen
Zielsetzungen aus der Ortsentwicklung auf eine wohnbauliche Nutzung neu ausgerichtet und
demzufolge auch innerhalb des Planbereichs einer neuen Bodennutzung als Wohnbaufläche
zugeführt werden. Somit begründet sich die Notwendigkeit, den Flächennutzungsplan anzu-
passen. Dieser Schritt erfolgt im Sinne von § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Rahmen der Berich-
tigung.

Die Abweichungen in Bezug auf die geplante Art der baulichen Nutzung als Wohnbaufläche
(W) im Zuge einer Umnutzung gewerblicher Bauflächen im Sinne eines �Flächenrecyclings�

Abb. 5(Quelle: Gemeinde Aukrug, ohne Datum)
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und Umsetzung einer Maßnahme der Innenentwicklung wird gemäß § 13a BauGB im Zuge
der redaktionellen Anpassung des Flächennutzungsplanes (vgl. nachstehende Abb. 6) im
Rahmen dieses Planaufstellungsverfahrens vorgenommen.

Die 22. Änderung des Flächennutzungsplanes wird durch Berichtigung zusammen mit dem
Bebauungsplan Nr. 33 ortsüblich bekannt gemacht.

4.3 Ziele der Raumordnung und Landesplanung (§ 1 Abs. 4 BauGB)
Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB besteht für die Gemeinden eine �Anpassungspflicht� an die Ziele
der Raumordnung und Landesplanung, d.h. Bedenken aus Sicht der Landesplanung unterlie-
gen nicht der gemeindlichen Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB.

Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung ergeben sich aus dem
am 04.10.2010 in Kraft getretenen Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein 2010 vom 13.
Juli 2010 (LEP 2010, Amtsblatt Schl.-H. S. 719), der Fortschreibung des Landesentwicklungs-
plans Schleswig-Holstein 2010 (Runderlass des Ministeriums für Inneres, ländliche Räume
und Integration des Landes Schleswig-Holstein vom 27.11.2018 - IV 60 - Az. 502.01 - Amtsbl.
Schl.-H. S. 1181 mit Entwurf 2018) sowie dem Regionalplan für den Planungsraum III �alt�
(Reg.-Plan III).

Abb. 6
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Die wohnbauliche Entwicklung in der Gemeinde dient hierbei nicht nur dem örtlichen Bedarf
zur Bereitstellung von geeigneten Bauflächen, sondern auch aufgrund des demographischen
Wandels der Bereitstellung von Mietwohnungen in Mehrfamilienhäusern.

Im Hinblick auf die Wohnungsbauentwicklung in Gemeinden führt die Fortschreibung LEP -
Entwurf 2018 zu den Grundzügen (G) und Zielen (Z) der Raumordnung Folgendes aus:

Grundsätzlich können in allen Gemeinden im Land neue Wohnungen gebaut werden. Art
und Umfang der wohnbaulichen Entwicklung hängen vom Bedarf und von den örtlichen
Voraussetzungen ab.
(Ziffer 3.6.1, 1 G Fortschreibung LEP - Entwurf 2018)

- Der Umfang der erforderlichen Flächenneuausweisungen hängt maßgeblich von den
Bebauungsmöglichkeiten im Innenbereich ab sowie den Möglichkeiten, vorhandene
Wohnungsbestände weiterzuentwickeln.

- Bei der Ausweisung von neuen Wohngebieten sollen Erschließungskosten sowie Fol-
gekosten für die soziale und technische Infrastruktur berücksichtigt werden.

- Ausweisung und Erschließung von Bauflächen sowie der Bau von Wohnungen sollen
zeitlich angemessen verteilt erfolgen

- Grundsätzlich sollen flächensparende Siedlungs- und Erschließungsformen angewen-
det werden.

Gemeinden oder Gemeindeteile, die keine Schwerpunkte für den Wohnungsbau sind,
decken den örtlichen Bedarf
(Ziffer 3.6.1, 3 Z Fortschreibung LEP - Entwurf 2018).

In den Gemeinden, die keine Schwerpunkte sind und in den ländlichen Räumen liegen,
können im Zeitraum 2018 bis 2030 [bzw. im Planungszeitraum des LEPs] bezogen auf ihren
Wohnungsbestand am 31.12.2017 [bzw. den aktuell verfügbaren Wohnungsbestand bei
Inkrafttreten des Plans] neue Wohnungen im Umfang von bis zu 10 % gebaut werden.
(Ziffer 3.6.1, 3 Z Fortschreibung LEP - Entwurf 2018)

Eine geringfügige Überschreitung des wohnbaulichen Entwicklungsrahmens ist möglich,
wenn es sich um Maßnahmen der Innenentwicklung auf Flächen von zentraler städtebau-
licher und ortsplanerischer Bedeutung handelt.
(Ziffer 3.6.1, 4 Z Fortschreibung LEP - Entwurf 2018)

Die Innenentwicklung hat Vorrang vor der Außenentwicklung.
(Ziffer 3.6.1, 4 Z Fortschreibung LEP - Entwurf 2018)

- Neue Wohnungen sind vorrangig auf bereits erschlossenen Flächen im Siedlungsge-
füge zu bauen.

- Bevor die Kommunen neue, nicht erschlossene Bauflächen ausweisen, ist von ihnen
aufzuzeigen, inwieweit sie noch vorhandene Flächenpotenziale ausschöpfen können.
Hierzu zählen alle Baugrundstücke

- im Geltungsbereich rechtskräftiger Bebauungspläne nach § 30 und in denen Vorha-
ben nach § 33 BauGB zu beurteilen sind

- in Bereichen gemäß § 34 BauGB

- Innenentwicklung umfasst zudem die Nutzung von Brachflächen und leer stehenden
Gebäuden sowie andere Nachverdichtungsmöglichkeiten
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- Im Geltungsbereich wirksamer Flächennutzungspläne sind darüber hinaus Reserve-
flächen in städtebaulich integrierten Lagen zu überprüfen.

Die Gemeindevertretung ist unter Würdigung der Zielsetzungen aus dem gemeindlich be-
schlossenen �Ortsentwicklungskonzept� zu dem Ergebnis gelangt, dass die Schaffung der pla-
nungsrechtlichen Voraussetzung zur Errichtung von 4 zweigeschossigen Mehrfamilienhäu-
sern ein geeignetes Instrument und Vorhaben ist, um für den örtlichen Bedarf Wohnraum zu
aktivieren und eine bisher gewerbliche Nutzung am Ortseingang einer angemessenen wohn-
baulichen Arrondierung auf Flächen des Innenbereichs zuzuführen.

5. Städtebauliche Zielsetzungen (§ 1 Abs. 3 BauGB)

In Vorbereitung des Beschlusses zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 33 wurde unter
Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten und der umgebenden Bestandssituation sowie
insbesondere unter Berücksichtigung ortsstruktureller Anforderungen ein Planungskonzept er-
stellt und in der weiteren Projektentwicklung durch Einbindung von Fachplanungen konkreti-
siert und weiterentwickelt (vgl. nachfolgende Abb. 7 und auch als Anlage zu dieser Begrün-
dung), wobei sich die Zielsetzungen insgesamt für das Plangebiet sich wie folgt charakterisie-
ren lassen:

Nutzung der vorhandenen Landesstraße �Hauptstraße� und der vorhandenen techni-
schen Infrastruktureinrichtungen.
(Ziffer 3.6.1, 1 G Fortschreibung LEP - Entwurf 2018)

Erhalt und Weiterentwicklung des Orts- und Siedlungscharakters durch Ausweisung der
innerorts gelegenen Plangebietsflächen als Allgemeines Wohngebiet im direkten An-
schluss an die Wohnbebauung im Bereich �Schmäkoppel�.
(Ziffer 3.6.1, 4 Z Fortschreibung LEP - Entwurf 2018)

Funktionale Verbindung und soziale Integration der neuen Bauflächen mit direkter Anbin-
dung an die vorhandene Ortsstruktur.

Ausweisung von Bauflächen auf bisher überwiegend gewerblich genutzten Flächen und
Anbindung dieser über die vorhandene Grundstückszufahrt an die öffentliche Straßenver-
kehrsfläche der �Hauptstraße�.

Berücksichtigung der Belange des Ortsbildes auch im Hinblick auf die mögliche Bebau-
ungsdichte und die Höhe baulicher Anlagen durch Vorgaben / Festsetzungen zur

- max. Grundfläche im Sinne einer Gesamt - GRZ

- Sicherung und Weiterentwicklung der Ortsstruktur durch eine angemessene Positio-
nierung der Mehrfamilienhäuser auf den freizulegenden Grundstücksflächen

- absoluten Höhe baulicher Anlagen in Form von maximal zulässigen Firsthöhen unter
Berücksichtigung der umgebenden Bestandssituation

- zum unteren Höhenbezugspunkt für alle überbaubaren Flächen / Grundstücke mit Be-
zug auf die vorhandene Geländeoberkante

Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Oberflächenentwässerung des anfallenden Nie-
derschlagswassers durch Maßnahmen der Versickerung / Verdunstung innerhalb des
Plangebiets.
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Abb. 7

(Quelle: messner Architekten, April 2021)
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Einfügung aller baulichen Anlagen und wohnbaulichen Nutzungen in das Orts- und Land-
schaftsbild durch Maßnahmen der Ortsrandeingrünung.

Minimierung der nutzungsbedingten Versiegelung durch eine Unterschreitung der Ober-
grenzen für die Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung nach § 17 Abs. 1 Bau-
NVO i.V.m. § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bereits im Rahmen der städtebaulichen Konzep-
tion und im Bebauungsplan selbst

Minimierung der Eingriffe in das Orts- und Landschaftsbild durch Festsetzungen zur abso-
luten Höhe baulicher Anlagen in Abhängigkeit zur vorhandenen und geplanten Höhenlage
der vorhandenen Geländesituation

Diese vornehmlich ortsstrukturellen Anforderungen in Verbindung mit den Belangen der Er-
schließung einschließlich Entwässerung an die städtebauliche Gesamtsituation werden mit
dem vorliegenden �Städtebaulichen Konzept� (vgl. auch vorangestellte Abb. 7) planerisch um-
gesetzt und für den Satzungsentwurf planungsrechtlich vorbereitet.

Im Sinne einer städtebaulich geordneten Entwicklung wurden unter anderem die ortsstruktu-
rellen Erfordernisse und Bedürfnisse in Abhängigkeit zu den örtlichen Gegebenheiten und Be-
langen des Naturschutzes und der Landschaftspflege unter den o. g. planerischen Grundsät-
zen für den Bebauungsplan Nr. 33 entwickelt.

Mit dem städtebaulichen Konzept wird als bestimmendes Entwurfsprinzip das städtebauliche
und auch das landschaftsplanerische Ziel verfolgt, vermeidbare Eingriffe in das Ortsbild zu
unterlassen und unvermeidbare Eingriffe so gering wie möglich zu halten ( Vermeidungs-
und Minimierungsgebot nach §§ 14 und 15 BNatSchG in Verbindung mit § 1a BauGB).
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6. Art und Maß der baulichen Nutzung, überbaubare Flächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB)

Art der baulichen Nutzung:
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB)

Die im Plangebiet vorhandene Wohnbebauung und die für eine Bebauung vorgesehenen Flä-
chen werden entsprechend den Darstellungen der beabsichtigten Flächennutzungsänderung
(W) auf der Planungsebene der verbindlichen Bauleitplanung nach der besonderen Art ihrer
Nutzung als Allgemeine Wohngebiete (WA) festgesetzt (vgl. auch nachfolgende Abb. 8).

Zur Wahrung und zum Schutz der vorhandenen Siedlungsstruktur und zur Sicherung einer
geordneten städtebaulichen Entwicklung des Plangebiets insgesamt sowie zum Erhalt und
Neugestaltung des Ortsbildes werden für das Allgemeine Wohngebiet Einschränkungen der
allgemein bzw. ausnahmsweise zulässigen Nutzung textlich festgesetzt.

Danach sind innerhalb des Plangebiets Schank- und Speisewirtschaften und Anlagen für
sportliche Zwecke sowie Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen ent-
sprechend den textlichen Festsetzungen unzulässig.

In Verbindung mit einer �Baukörper-Festsetzung� und einer im Verhältnis zu der zulässigen
Obergrenze von 0,4 für Allgemeine Wohngebiete angemessenen höchstzulässigen Grundflä-
chenzahl (GRZ) von 0,25 wird eine den Örtlichkeiten angemessene bauliche Maßstäblichkeit
der geplanten Neubebauung als Fortentwicklung der vorhandenen Bebauung gesichert.

Mit den verbleibenden allgemein zulässigen Nutzungen, die entsprechend den zukünftigen
Festsetzungen des Bebauungsplanes zulässig sein werden, ist das Kriterium der Gebietswah-
rung gegeben. Es werden seitens der Gemeinde nur die Nutzungen ausgeschlossen, die all-
gemein und auch ausnahmsweise nicht ortsverträglich sind, wie z. B. Gartenbaubetrieb (auf-
grund seines heutigen Flächenbedarfs maßstabssprengend und der Bestandssituation nicht
anzunehmen), eine Tankstelle (wäre im Ort nicht konkurrenzfähig, es besteht bereits eine)
oder Schank- und Speisewirtschaften (die in der Gemeinde bestehen und in diesem Bereich
keine Ergänzung benötigen).

Maß der baulichen Nutzung:
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Das Maß der baulichen Nutzung wird durch eine teilgebietsbezogene Festsetzung der höchst-
zulässigen Grundflächenzahl (GR) in Abhängigkeit zur Festsetzung der überbaubaren Grund-
stücksfläche als �Baukörper-Festsetzung� und durch die Festsetzung der absoluten Höhe bau-
licher Anlagen als First- und für die Neubebauung auch als Wandhöhe in Verbindung mit der
Anzahl der Vollgeschosse und der Einbeziehung von Verkehrsflächen in das Plangebiet im
Sinne des § 30 Abs. 1 BauGB qualifiziert bestimmt.

Die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung werden auf das notwendige und zugleich
erforderliche Maß beschränkt, mit dem für die freizulegenden Flächen eine angemessene Fle-
xibilität bei der Realisierung der Bauvorhaben erreicht werden kann.

In Abhängigkeit zu den überbaubaren Flächen und zur Höhe baulicher Anlagen in Verbindung
mit der Festsetzung der zulässigen Anzahl von Vollgeschossen und der offenen Bauweise soll
nach Auffassung der Gemeinde Aukrug eine unangemessen verdichtete Bauweise vermieden
und somit das städtebauliche Konzept (wie in der vorangestellten Abb. 7 dargestellt) langfristig
umgesetzt werden können.
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Abb. 8
Ausschnitt aus der Planzeichnung der zukünftigen Satzung zum Bebauungsplan Nr. 33

(Stand vom 16.08.2021 - Plan Nr. 2.0)
auf Grundlage eines aktuellen Lage- und Höhenplanes und als amtliche Planunterlage

(Quelle: BIS·Scharlibbe, Mai / August 2021)
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Überbaubare Flächen:
(§ 23 Abs. 2 Satz 3 BauNVO)

Die Festsetzung der überbaubaren Flächen erfolgt als �Baukörper-Festsetzung� teilgebietsbe-
zogen unter Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten. Somit soll auch durch diese Fest-
setzung die Umsetzung und Sicherstellung des Planungskonzeptes sichergestellt werden.

In die Satzung zum Bebauungsplan Nr. 33 sind zwei Ausnahmen dahingehend aufgenommen
worden, wonach

o die zur öffentlichen Verkehrsfläche und zu den Hauseingängen liegenden Baugrenzen
ausnahmsweise für untergeordnete Bauteile, wie Vordach, Wetterschutz, Windfang, Erker,
usw. in einer Tiefe von 1,0 m und einer Breite von 5,0 m überschritten werden dürfen

und

o die Errichtung von Terrassen als bauliche Anlagen im direkten funktionalen Zusammen-
hang mit dem Hauptbaukörper auch außerhalb der überbaubaren Flächen, jedoch nicht
mehr als die Hälfte der realisierten Grundfläche, zulässig ist. Belange des Immissions-
schutzes und der Oberflächenentwässerung sind hierbei entsprechend den gutachterli-
chen Ausführungen zu beachten.

Diese Ausnahmen sichern bei der Neubebauung eine hinreichende Flexibilität bei der Positio-
nierung der Gebäude bzw. bei der Freiraumgestaltung.

Grundfläche für Stellplätze, Carports und Garagen
mit deren Zufahrten und Nebenanlagen:
(nach § 19 Abs. 4 Satz 1 bis 3 BauNVO)

In die Satzung zum Bebauungsplan Nr. 33 ist eine Festsetzung / Ausnahme dahingehend
aufgenommen worden, wonach

o innerhalb des festgesetzten Allgemeinen Wohngebietes (WA) abweichend von der in Be-
zug auf die höchstzulässige Grundfläche für bauliche Anlagen nach § 19 Abs. 4 Satz 1
BauNVO geltende 50%-Regelung die für die beiden Teilgebiete jeweils festgesetzte maxi-
male Grundflächenzahl derart überschritten werden darf, dass zusammen mit den Haupt-
gebäuden für das Teilgebiet WA 1 eine Gesamt-GRZ von maximal 0,4 und für das Teilge-
biet WA 2 eine Gesamt-GRZ von 0,5 zulässig ist.
Die dem ständigen Aufenthalt dienenden und in unmittelbarer Zuordnung zum Wohnge-
bäude befindlichen Terrassen sind Teil des Maßes der baulichen Nutzung und somit der
GRZ 1.
Bei den zweigeschossigen Mehrfamilienhäusern werden die Balkone über den Terrassen
liegen, sodass diese jeweils nur einmal in die GRZ1-Berechnung eingestellt werden wird.

Mit dieser von § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO abweichenden Regelung will die Gemeindevertre-
tung dem aktuellen Bedarf, der sich heute für die baulichen Nebenanlagen grundsätzlich
ergibt, Rechnung tragen.

Höhe baulicher Anlagen:
(§ 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO)

Aufgrund der Lage des Plangebiets in der bebauten Ortslage und sowie unter dem Gesichts-
punkt der Fortentwicklung der vorhandenen Bebauung sowie zur Wahrung und zur verträgli-
chen Weiterentwicklung des Ortsbildes wird seitens der Gemeinde Aukrug eine Begrenzung
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der Höhe der baulichen Anlagen durch die Festsetzung einer maximal zulässigen Firsthöhe
unter den vorgenannten Aspekten für erforderlich gehalten.

Sie soll einerseits eine nach heutigen Gesichtspunkten wirtschaftliche Ausnutzung der Gebäu-
dekubatur ermöglichen und andererseits eine angemessene Anpassung an die Örtlichkeit und
den umgebenden Siedlungs- und Naturraum sicherstellen.

Die das Plangebiet im Westen direkt umgebende Wohnbebauung weist Firsthöhen von rund
8,30 m bis 9,35 m auf, so dass sich die zukünftig neue Wohnbebauung mit Firsthöhen von
8,50 m sich in diese Bebauungsstruktur einpassen wird.

Gleichwohl wird sich das Erscheinungsbild innerhalb des Plangebiets mit Realisierung des
Vorhabens verändern. Diese Veränderungen sind aber auch zugleich ein Spiegelbild der heu-
tigen Anforderung an eine nachhaltige Ortsentwicklung, die nicht mehr nur den Drang in den
Außenbereich hat, sondern auch immer mehr die �Stärkung des Innenbereichs� zum Ziel hat,
denn hier können die vorhandenen sozialen und technischen Infrastrukturen genutzt werden.
So sind diese Veränderungen zugleich auch ein städtebauliches und gemeindliches Planungs-
ziel.

Bauweise:
(§ 22 Abs. 1 und 4 BauNVO)

Innerhalb des festgesetzten Allgemeinen Wohngebietes ist entsprechend der �Baukörper-
Festsetzung� eine offene Bauweise > o < zum Erhalt und Weiterentwicklung der Siedlungs-
und Nutzungsstruktur im Bereich �Hauptstraße� sowie zum Schutz und zur Fortentwicklung
des Ortsbildes festgesetzt.

Örtliche Bauvorschriften:
(§ 84 LBO)

Im Sinne des �Einfügen und sich Weiterentwickeln� in die umgebende Bebauungsstruktur wer-
den für die geplante Mehrfamilienhausbebauung örtliche Bauvorschriften in Bezug auf die äu-
ßere Gestalt baulicher Anlagen (Begrünung der Grundstücke, Einfriedungen, Dächer und
Stellplätze usw.) gemäß § 84 Landesbauordnung (LBO) textlich nur insoweit festgesetzt, wie
sie zum Erhalt bzw. zur Neugestaltung des Ortsbildes erforderlich sind.



�Bebauungsplan der Innenentwicklung� nach § 13a BauGB

7. Belange von Natur und Landschaft und des Artenschutzes
(§ 1a Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 BauGB i.V.m. § 13a BauGB)

Mit Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 33 der Gemeinde Aukrug ist eine Inanspruchnahme
von bisher nicht bebauten bzw. nicht baulich geprägten Flächen im Außenbereich nicht ver-
bunden.

Damit dieses Vorhaben (siehe auch nachstehende Abb. 9) im Sinne einer Innenentwicklungs-
maßnahme im Hauptortsteil Aukrug-Innien entsprechend den Zielsetzungen des gemeindlich
beschlossenen Ortsentwicklungskonzeptes verwirklicht werden kann, ist die Aufstellung eines
qualifizierten Bebauungsplans erforderlich.

Abb. 9
Geplante Bebauung für das Plangebiet mit Darstellung der 4 neuen Gebäuden,
Zufahrten, Wegverbindungen, Versickerungsmulden und KFZ-Stellplatzflächen

(erstellt: messner architektur, Stand 31.03.2021)

Der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 2 in der Fassung der 1. Änderung wird für den Teilbe-
reich des Plangebiets durch den aufzustellenden Bebauungsplan Nr. 33 ersetzt. Ein geson-
dertes Aufhebungsverfahren ist nicht notwendig.

Zudem wird der geltende Flächennutzungsplan, der für das Plangebiet eine gemischte Bau-
fläche mit einer Grünfläche an der Hauptstraße planerisch vorsieht, im Zuge der Berichtigung
an die neue Planungssituation angepasst. Angestrebt wird die Festsetzung eines Allgemeinen
Wohngebiets (WA) im Bebauungsplan bzw. die Darstellung einer Wohnbaufläche (W) in der
Flächennutzungsplanänderung. Die Grünfläche als Abstandsstreifen zur L 121 ist funktionslos
geworden, da sich die OD-Grenze heute am nordöstlichen Plangebietsrand befindet.
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Da die innerhalb des Plangeltungsbereiches von der Überplanung betroffenen Grundstücks-
flächen überwiegend bebaut oder versiegelt sind sowie den Bebauungen zugeordnete Freiflä-
chen bzw. Freianlagen und Gärten innerhalb der Ortslage umfassen, handelt sich um Flächen
des Innenbereiches.

Dementsprechend ergeben sich aufgrund der baulichen Prägung des Gebietes unter Anwen-
dung des § 13a BauGB (�Bebauungsplan der Innenentwicklung�) keine �naturschutzrechtli-
chen� Eingriffe in Natur und Landschaft, so dass keine Kompensationsmaßnahmen hierfür
erforderlich werden bzw. nach dem allgemeinen Städtebaurecht (BauGB) begründet sind. Ein-
griffe, die aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, gelten als im Sinne
des § 1a Absatz 3 Satz 6 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig.

Davon ausgenommen sind die artenschutzfachlichen und -rechtlichen Belange nach dem
BNatSchG, die in der Bauleitplanung grundsätzlich zu berücksichtigen sind. Insbesondere ist
die Frage zu klären und darzulegen, ob und ggf. in welchem Maße geschützte Biotope nach
§ 30 BNatSchG bzw. nach § 21 LNatSchG durch die Planung betroffen sind oder sein könnten.
Entsprechend dem Vorangestellten ist aufgrund der Planaufstellung nach § 13a BauGB ein
Umweltbericht nicht erforderlich.

Auf den Grundstücksflächen Hauptstraße Nr. 54 soll das bestehende Wohngebäude (vgl. auch
Abb. 10) erhalten und der sonstige bauliche Bestand (diverse Hallen und Wirtschaftsgebäude
mit derzeit gewerblicher Nutzung einer früheren landwirtschaftlichen Hofstelle) samt Stellflä-
chen abgerissen werden, um hier eine Wohnanlage mit maximal 4 Mehrfamilienhäusern zu
errichten (s. vorangestellte Abbildung tt).

Vorhandene Biotoptypen 2021

Das Plangebiet wurde am 24.02.2021 durch das Büro Günther & Pollok Landschaftsplanung,
Itzehoe, in Hinblick auf die vorkommenden Biotoptypen und Baumbestände kartiert.

Vorgartenbereich an der Hauptstraße

Gärtnerisch gestaltete Flächen bestehen
vor allem entlang der Hauptstraße und
rückwärtig am Wohnhausteil des Gebäu-
des Hauptstraße 54 sowie auf den Grund-
stücken der angrenzenden Wohnbebau-
ungen. Verschiedene Heckenformen sind
ebenso anzutreffen wie Zäune und lo-
ckere Gehölzgruppen sowie Stauden-
beete zur Gliederung bzw. Abgrenzung
der einzelnen Gartenbereiche.

Abb. 10
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Vorgartenbereich an der Hauptstraße

Östlich des Vorgartenbereichs Haupt-
straße 54 wachsen 3 Obstbäume in einer
Reihe parallel zur L 121.

Die Flächen zwischen den Obstbäumen
und den künftig entfallenden Hallen ist
eine Zufahrt mit Stellplatzflächen vorhan-
den.

Abb. 11

Freianlage / Freifläche an östlichen
Plangebietsseite

Entlang der östlichen Plangebietsseite be-
steht eine mit Grand / Schotter befestigte
Zufahrt zu den rückwärtig gelegenen
Funktions- und Abstellflächen. Die weni-
ger häufig überfahrenen Seitenstreifen
sind wiesenartig begrünt.

Abb. 12

Rückwärtige Flächen im Süden / Südos-
ten des Plangebiets:
es bestehen zumeist nur aufgefüllte und
ggf. mit Grand / Schotter befestigte Flä-
chen, an deren Rändern Fahrzeuge und
Geräte vorübergehend abgestellt wurden.

Abb. 13

Auch zwischen den gewerblich genutzten
Gebäuden liegt eine vergleichbare Situa-
tion vor.

Abb. 14
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Freianlage / Freifläche an östlichen
Plangebietsseite

Westlich / südwestlich der Hallen besteht
noch ein schmaler Streifen, der zum einen
in die Gartengestaltung einbezogen ist
und zum anderen als Abstellfläche (hier:
für einen Wohnwagen, s. auch Abb. ue)
genutzt wird.

Im Hintergrund ist die Rückseite des
Wohngebäudes Hauptstraße Nr. 54 zu se-
hen.

Abb. 15

Brache / Ruderalfläche

Abb. 16

Im Südosten des Plangebiets werden die
als Stellfläche genutzten Bereiche durch
einen Erdwall begrenzt, der mit einer ru-
deralen Gras- und Staudenflur der mittle-
ren und zugleich nährstoffreichen Stand-
orte bewachsen ist. Dieser Bewuchs setzt
sich in südöstliche Richtung über die
Grenze des Plangebiets bis auf das be-
nachbarte Flurstück 2/17 fort.

Typische Pflanzenarten sind Gemeiner
Beifuß, Honiggras, Quecke, Rotschwingel,
Tüpfel-Johanniskraut, Knäulgras, Acker-
Kratzdistel, Gemeine Kratzdistel, Brenn-
nessel, Kletten-Labkraut, etc..

Bei dem Wall handelt es nicht um einen
Knick im Sinne des § 21 Abs. 1 LNat-
SchG, es ist kein gesetzlich geschütztes
Biotop.

Regenrückhaltebecken

Das Regenrückhaltebecken liegt östlich
des Plangebiets auf Flurstück 2/17.

Der zum Plangebiet gewandte Bö-
schungsbereich ist mit einer ruderalen
Gras- und Krautflur der mittleren und zu-
gleich nährstoffreichen Standorte bewach-
sen. Arten der Feucht- und Nassstandorte
sind Rohrglanzgras, Schilf und dicht am
Gewässer Flatterbinse sowie Breitblättri-
ger Rohrkolben.

Abb. 17
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Großbäume

Abb. 18

Im Vorgartenbereich Hauptstraße 54:

- eine Rotbuche (StammØ ca. 0,9 m)

Es ist aufgrund seiner Größe ein orts-
oder landschaftsbildprägender Großbaum
mit einem Stammumfang von > 2 m (ent-
spricht StammØ von > ca. 64 cm).

Östlich der Buche sind 3 Obstbäume in ei-
ner Reihe an der Hauptstraße vorhanden
- s. auch oben.

Ferner steht hier an der Hauptstraße ein
Ahorn (StammØ ca. 0,25 m).

In der nördlichen Ecke von Flurstück 2/12
wächst außerhalb des Plangebiets ein
Walnussbaum mit ca. 0,4 m StammØ.

Baumreihen

Nordöstlich außerhalb des Plangebiets
wachsen beidseits am straßenbegleiten-
den Geh- und Radweg der L 121 Linden
und Ahorne zusammen in jeweils kurzen
Reihen von 4 bzw. 5 Bäumen. Diese
Reihe wird durch eine etwas zum Rück-
haltebecken versetzt stehende Erle und
durch einen jungen Apfelbaum fast unmit-
telbar auf der nordöstlichen Ecke des
Plangebiets ergänzt.

Abb. 19

Bünzau

Die nordöstlich von Plangebiet abgesetzt
verlaufende Bünzau ist der Hauptvorfluter
in der Umgebung.

Die Bünzau ist Teil des FFH-Gebiets DE
2024-391 �Mittlere Stör, Bramau und
Bünzau� (s. Text unten).

Abb. 20

Entsprechend des oben Gesagten sind zunächst nur Änderungen der gewerblichen Bebauun-
gen / Gebäude und den zuordneten Funktionsflächen (vor allem Zufahrten Stellplätze und La-
gerflächen, Freifläche / Freianlagen) auf dem Grundstück Hauptstraße Nr. 54 zeitnah zu er-
warten.

Der Wohngebäudeteil Hausnummer 54 wird erhalten und entsprechend einer früheren Situa-
tion wieder freistehen.
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Mit Blick auf die Änderung der Flächennutzungsplanung ist bezüglich der Belange des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege kein bewertungsrelevanter Unterschied zwischen einer
gemischten Baufläche (M) und einer Wohnfläche (W) darstellbar. Die Fläche einer geplanten
Grünfläche entlang der L 121 wird entsprechend der derzeitigen realen Nutzung für Zufahrten
und für KFZ-Stellplätze am Rand des Wohngebietes genutzt, denn die heute zu berücksichti-
gende Ortsdurchfahrtsgrenze (am nordöstlichen Rand des Plangebiets) führt nicht mehr zu
baulichen Beschränkungen, wie seinerzeit in den 70�er Jahren zum Zeitpunkt der Planaufstel-
lung des Flächennutzungsplanes gedacht.

Im Plangebiet ist kein gemäß § 30 BNatSchG oder § 21 LNatSchG geschütztes Biotop vor-
handen und das Plangebiet liegt - abgesehen davon, dass die Gemeinde Aukrug im �Naturpark
Aukrug� liegt - in keinen ausgewiesenen Schutzgebiet nach §§ 23 bis 29 BNatSchG. Die Nie-
derungsflächen der Bünzau sind nicht Teil des Plangebiets.

Die Bünzau ist Teil des FFH-Gebiets DE 2024-391 �Mittlere Stör, Bramau und Bünzau�. Fest-
gelegte Erhaltungsgegenstände für dieses Gebiet sind:

Da weder das Gewässer �Bünzau� als Fluss der planaren Stufe noch ein zuführendes Gewäs-
ser verändert wird, da keine Auenwälder hier vorhanden sind und da keine alten bodensauren
Eichenwälder angetroffen worden sind, werden die zu schützenden Lebensraumtypen nicht
erheblich beeinträchtigt. Entsprechendes gilt für die an das Gewässer gebundenen zu schüt-
zenden Tierarten Meerneunauge, Flussneunauge, Bachneunauge und Rapfen.

Es ist aufgrund des Vorhabens zur Entwicklung von Wohngebäuden auf baulich bereits ge-
nutzten Grundstücksflächen nicht erkennbar, dass eine relevante Beeinträchtigung des Ge-
wässers, seiner physikalisch-chemischen Parameter oder der im Gewässer herrschenden Le-
bensraumbedingungen verursacht werden.

Das im Plangebiet anfallende Oberflächenwasser wird entsprechend eines wasserwirtschaft-
lichen Konzeptes - vgl. hierzu die Ausführungen als Anlage zu dieser Begründung - gesammelt
und herzustellenden Mulden zur Versickerung / Verdunstung zugeleitet.

Prüfung artenschutzrechtlicher Belange:

Die Belange des Artenschutzes gemäß BNatSchG werden wie folgt in die Planung eingestellt:
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Bewuchs / Pflanzenvorkommen:

Es ist aufgrund der biogeografischen Region, der im Plangebiet vorkommenden Biotoptypen
in Verbindung mit der baulichen Prägung und der Bodenverhältnisse nicht zu erwarten, dass
in dem Gebiet artenschutzrechtlich prüfungsrelevante Pflanzenarten vorkommen könnten.
Während der Ortsbegehung wurden keine geeigneten Standorte festgestellt.

Daher ist eine Verletzung der Zugriffsverbote gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG nicht zu
erwarten. Auch vom LLUR wurden in Zusammenhang mit anderen nah gelegenen Planungen
der Gemeinde Aukrug für das hier zur Rede stehende Gebiet keine besonderen Pflanzenvor-
kommen mitgeteilt.

Tiervorkommen:

Als faunistische Potenzialabschätzung sind folgende potenzielle Vorkommen streng geschütz-
ter Arten festzuhalten und im Rahmen der Planung entsprechend eines Bestands zu berück-
sichtigen:

o Fledermäuse können Sommerquartiere in den Altbau-Bestandsgebäuden und auch in Ge-
bäuden auf angrenzenden Grundstücken auch hinter Fassadenverkleidungen und in klei-
nen Spaltenlebensräumen nutzen, so dass Fledermausvorkommen aus grundsätzlichen
Erwägungen heraus nicht ausgeschlossen werden können.

Insbesondere der alte Wohngebäudeteil Hauptstraße 54 bietet entsprechende Quartierpo-
tenziale. Da dieses Gebäude jedoch erhalten wird, ist nicht anzunehmen, dass es hier zu
einer bewertungs- und somit planungsrelevanten Beeinträchtigung kommen wird.

In den gewerblich genutzten Hallen können entsprechend des oben Gesagten vor allem
Sommerquartiere nicht ausgeschlossen werden; konkrete Hinweise / Angaben über Fle-
dermausvorkommen liegen jedoch nicht vor.

Die große Buche im Vorgartenbereich von Hauptstraße Nr. 54 bleibt erhalten und in den
sonstigen Bäumen des Plangebiets konnten während der Geländebegehung keine Höh-
lungen festgestellt werden, die als Fledermausquartiere fungieren könnten. Die Bäume
sind von zu geringer Größe bzw. von zu geringem Alter. Abgesehen von ggf. Tagesverste-
cken hinter abgelösten Rindenpartien sind keine Fledermausquartiere anzunehmen und
Winterquartiere werden ausgeschlossen.

Es ist für Fledermäuse typisch, dass sie ihre (Tages-)Quartiere während des Sommers
mehrfach wechseln, so dass Vorkommensnachweise ggf. schwierig zu führen sind.

Als innerörtliches Nahrungsrevier mit durchschnittlicher Qualität eignet sich nur der struk-
turreichere Teil der Gärten mit dem Gehölzbestand, also nur der westliche Teil des Plan-
gebiets, mit den zwischen Gebäuden und Gehölzen liegenden �Kesseln�, in denen ruhigere
Windverhältnisse herrschen und sich vermehrt Insekten aufhalten können.

Ferner ist entlang der Bünzau und am Regenrückhaltebecken mit den Brachflächen ein
erhöhtes Insektenaufkommen anzunehmen, so dass hier möglicherweise eine höhere
Flugaktivität feststellbar sein wird. Weder werden hier erhebliche Änderungen der Biotop-
struktur stattfinden noch wird ein Quartierstandort verloren gehen.

o Vorkommen von (standortgebundenen) Großvögeln, großen Höhlenbrütern und Kolonie-
brütern sind nicht ermittelt worden und auch nicht anzunehmen. Im Osten des Plangebiets
steht ein Kunsthorst für den Weißstorch (s. auch nachfolgende Abb. 21), jedoch ist dieser
durch den Aukruger Bund für Natur- und Landschaftsschutz e.V. hergerichtete Horst bis-
her nicht besetzt.
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o Auch in der Auflistung der Storchen-
horste in Schleswig-Holstein (https://
stoercheimnorden.jimdofree.com/kr-
rendsburg-eckernf%C3%B6rde/ -
Stand 08.04.2021) nicht geführt / be-
nannt ist.

An Gebäuden und in den Gehölzen
aller Art (auch innerhalb des Plange-
biets) können während des Som-
merhalbjahres verschiedene Brutvö-
gel vorkommen, die die vorhande-
nen Habitatstrukturen annehmen
könnten.

Typische Arten sind u. a. Amsel (Turdus merula), Singdrossel (Turdus philomelos), Zilpzalp
(Phylloscopus collybita), Grünling (Chloris chloris), Zaunkönig (Troglodytes troglodytes),
Elster (Pica pica), Haussperling (Passer domesticus) und Buchfink (Fringilla coelebs).

Großbäume mit Höhlen, die von Arten wie Kohlmeise (Parus major) oder Blaumeise (Parus
caeruleus) angenommen werden, konnten nicht festgestellt werden bzw. es wird die große
Buche erhalten.

An den Gebäuden des Plangebiets sind keine Nistplätze von Arten wie z. B. Rauch-
schwalbe (Hirundo rustica) oder Mehlschwalbe (Delichon urbica) bekannt.

Aufgrund der Ausprägung der vorhandenen Strukturen, des hohen Störpotenzials und der
intensiven Nutzungsformen, der stark frequentierten Hauptstraße (= L 121) sowie der be-
stehen Bebauungen des Ortsrandes sind Vorkommen von Offenlandvögeln und auch von
störungsempfindlichen Arten nicht bekannt und auch nicht zu erwarten.

o Das Vorkommen der Haselmaus in Hecken und Gebüschen kann aufgrund der Ortsrand-
lage sowie aufgrund der bestehenden nicht geeigneten Habitatstrukturen ausgeschlossen
werden. Auch eine gezielte Suche nach Kobeln und arttypischen Fraßspuren verlief mit
negativem Befund.

o Aufgrund der Geländestruktur, der vorkommenden Biotoptypen und der innerörtlichen
Lage ist nicht damit zu rechnen, dass weitere relevante Tierarten zu erwarten sind, denn
die geplante Wohnbebauung auf bisher vorwiegend gewerblich genutzten Flächen mit be-
stehenden Gebäuden wird keine naturnahen Bereiche betreffen. Die vorhandenen Groß-
bäume werden erhalten, größere Gehölzflächen, offene Wiesen, Trockenbiotope, Feucht-
biotope und Gewässer sind nicht vorhanden bzw. werden durch die Planumsetzung nicht
verändert.

Hinweise auf Vorkommen von Moorfrosch oder Kammmolch als relevante Arten des An-
hangs IV der FFH-Richtlinie liegen nicht vor.

Im Plangebiet sind keine Gewässer vorhanden, so dass auch kein Laichhabitat einer Am-
phibienart wie Grasfrosch, Erdkröte oder Teichmolch betroffen sein wird. Das angrenzende
Regenrückhaltebecken bleibt erhalten.

Es ist auch nicht bekannt, dass im Bereich der gewerblich und baulich geprägten Plange-
bietsfläche eine Amphibienwanderroute bestünde. Es kann nur sein, dass ausgehend von
den Niederungsflächen an der Bünzau einzelne Arten bzw. Individuen während ihrer un-
gerichteten Ortswechsel während der Landlebensphase in das Plangebiet gelangen.
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Hinsichtlich der durchzuführenden artenschutzrechtlichen Prüfung ist zu bewerten bzw. die
Frage zu beantworten, ob Tierarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie oder europäische Vo-
gelarten betroffen sein können.

Bei sinngemäßer Anwendung der Anlage 1 der Unterlage �Beachtung des Artenschutzes bei
der Planfeststellung� (LBV-SH 2016) ergibt sich nachfolgende Zusammenstellung:

Artengruppe Arten des Anhangs IV
der FFH-Richtlinie
oder europäische
Vogelarten betroffen?

Anmerkungen und Hinweise
Resümee:
werden die Zugriffsverbote gemäß
§ 44 BNatSchG verletzt?

Amphibien Nein Es sind im Plangebiet keine Stillgewässer oder anderen
Feuchtlebensräume als potenzielle Habitate oder
Hauptwanderrouten vorhanden, das RRB bleibt von der
Planung unberührt.
Diese Artengruppe kann nicht erheblich betroffen sein.
Ein Verbotstatbestand gemäß § 44 BNatSchG wird da-
her nicht vorliegen.

Vögel Ja

Nein

Ja gilt hinsichtlich des potenziellen Vorkommens von
Vögeln in Einzelgehölzen oder in / den Bestandsgebäu-
den im Plangebiet.

Nein gilt bei Beachtung von Ausführungsfristen für Ar-
beiten an potenziellen und realen Brutplätzen in Gehöl-
zen und an Gebäuden.

Der Storchenhorst ist nicht besetzt.

Es sind Maßnahmen und Fristen zu beachten, um er-
hebliche Beeinträchtigungen der Artengruppe durch
Brutplatzverluste / Tötungen zu vermeiden.

Reptilien Nein Es sind keine realen oder potenziellen Vorkommen an-
zunehmen.

Diese Artengruppe kann nicht erheblich betroffen sein.
Ein Verbotstatbestand gemäß § 44 BNatSchG wird da-
her nicht vorliegen.

Säugetiere -
Fleder-
mäuse

Ja

Nein

Ja gilt hinsichtlich des nicht vollständig auszuschließen-
den Vorkommens von Fledermäusen in Spaltenräumen
in Bestandsgebäuden.

Nein gilt hinsichtlich einer erheblichen Betroffenheit,
wenn bauliche Maßnahmen sich auf nicht frostfreie Ge-
bäude ohne anzunehmende Vorkommen beschränken.
Ansonsten sind in Zusammenhang mit Baumaßnahmen
zeitnahe Überprüfungen und Fristen der Bauausführung
zu beachten.

Altbäume mit einem Potenzial als Quartier werden auf-
grund der Planung nicht betroffen sein oder es werden
Ausführungsfristen zu beachten sein.

Bezüglich des Nahrungsreviers werden keine erhebli-
chen Veränderungen auftreten, da die potentiell vor-
kommenden Arten auch im Siedlungsbereich jagen.
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Säugetiere
- sonstige

Nein Es bestehen entweder keine geeigneten Habitatstruktu-
ren oder das Plangebiet liegt nicht im bekannten Ver-
breitungsgebiet (Haselmaus, Fischotter, Biber). Die
Bünzau als potenzielle Wanderstrecke des Otters wird
nicht verändert.

Diese Artengruppe kann nicht erheblich betroffen sein.
Ein Verbotstatbestand gemäß § 44 BNatSchG wird da-
her nicht vorliegen.

Fische und
Neunaugen

Nein Es sind im Plangebiet keine Gewässer vorhanden.
Diese Artengruppe kann nicht erheblich betroffen sein.
Ein Verbotstatbestand gemäß § 44 BNatSchG wird da-
her nicht vorliegen.

Libellen Nein Im Plangebiet sind keine Habitate für die bewertungsre-
levanten Arten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie vor-
handen, so dass kein Verbotstatbestand gemäß § 44
BNatSchG vorliegen wird.

Käfer Nein Es sind keine Gewässerhabitate vorhanden und auf-
grund eines Erhaltungsgebots keine geeigneten Alt-
bäume vom Eingriff betroffen, so dass keine Beein-
trächtigungen für die 3 Arten Eremit, Heldbock und
Breitflügeltauchkäfer erfolgen.

Ein Verbotstatbestand gemäß § 44 BNatSchG wird da-
her nicht vorliegen.

Weichtiere Nein Es sind im Plangebiet keine Gewässer oder anderen
Feuchtlebensräume vorhanden, so dass kein Verbots-
tatbestand gemäß § 44 BNatSchG vorliegen wird.

Gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten,

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu
verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu
beschädigen oder zu zerstören,

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten wäh-
rend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten
erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der
Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert,

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Ar-
ten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,

4. [�] (Zugriffsverbote).

Umzusetzende Maßnahmen zur Vermeidung von Verletzungen
der artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1 BNatSchG

Alle Arbeiten an Gehölzen mit Ausnahme des gärtnerisch begründeten jährlichen Zuwachs-
rückschnitts dürfen gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG nur außerhalb der Schonzeit, d. h. nur zwi-
schen dem 01.10. und dem letzten Tag des Februars ausgeführt werden. Abweichungen von
dem genannten Zeitraum bedürfen der Zustimmung der unteren Naturschutzbehörde.
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Umbau und Abbrucharbeiten an Bestandsgebäuden sind im Zeitraum zwischen dem 01. März
und dem 30. September nur zulässig, wenn hierdurch keine Brut- oder Aufzuchtstätten von
Vögeln beeinträchtigt werden.

Außerhalb des Schutzzeitraumes ist davon auszugehen, dass hier gemäß § 44 BNatSchG
keine Fortpflanzungs-, Aufzucht- und Mauserstätten der nach § 7 BNatSchG besonders oder
streng geschützter Arten, hier der europäischen Vogelarten bestehen.

Es ist aufgrund der obigen Fristsetzung davon auszugehen, dass die Vogelarten dann wäh-
rend der nächsten Brutzeit ohne Schaden zu nehmen auf andere Gehölze oder Gebäude des
umgebenden Siedlungsraumes ausweichen können.

Der bisher nicht besetzte
Storchenhorst, der außerhalb
des Plangebiets am Rande
des Regenrückhaltebeckens
auf gemeindlicher Fläche
steht (vgl. �gelber Pfeil�, Abb.
22), wird durch die Planung
nicht berührt und kann fortbe-
stehen, ein Erfordernis be-
steht hier jedoch nicht, da er
bisher nicht als Nistplatz an-
genommen worden ist.

Bezgl. des Schutzes von Fle-
dermausarten ist eine Aus-
führungsfrist für Arbeiten an
Altgebäudeteilen zwischen
dem 01.11. und dem letzten
Tag des Februars einzuhalten.

Frostfreie Teile der genannten Gebäude sind vor einem Abriss oder dem Umbau durch fachlich
qualifiziertes Personal (z. B. Biologe) hinsichtlich ggf. Fledermaus-Winterquartiere zu überprü-
fen und das Prüfergebnis ist im Zuge der Planrealisierung zu berücksichtigen. Ggf. erforderli-
che Schutzmaßnahmen sind nach den Vorgaben des Gutachters umzusetzen. Es ist insge-
samt zu beachten, dass im Fall eines Fledermausvorkommens der Abriss des Gebäudes bis
zur Sicherstellung, dass kein artenschutzrechtliches Verbot verletzt wird, verzögert werden
kann.

Da der konkrete Termin für eine Realisierung der Vorhaben innerhalb des Plangebiets im Zuge
einer �Angebotsbebauungsplanung� nicht feststeht und zudem eine schrittweise Realisierung
der Neubebauung vom Grundsatz her auch möglich ist, ist aufgrund der bekanntermaßen nicht
steten Nutzung von Quartieren durch Fledermäuse eine vorgezogene Bestandsüberprüfung
nicht zielführend, so dass sie auf einen späteren Zeitpunkt kurz vor der Umbaurealisierung
verlagert wird.

Die Einhaltung der gesetzlichen Schonfristen und der genannten Vermeidungsmaßnahmen
obliegt jeweils dem Ausführenden der Tätigkeit.

Aufgrund des Entfallens von Gebäuden, für die eine zumindest zeitweise Nutzung als Fleder-
maussommerquartier nicht ausgeschlossen werden kann, sind an 2 geeigneten Stellen der
Außenseiten der Neubauten in mindestens 3 m Höhe jeweils mindestens 5 Stück Ganzjahres-
quartiere zu montieren (z. B. Typ �Fledermauswinterquartier 1 WQ� der Fa. Schwegler-Natur
oder vergleichbar) - d. h. innerhalb des Plangeltungsbereichs sind insgesamt 10 Stück Fleder-
mausganzjahresquartiere zu montieren.

(Quelle: Torresin & Partner, Februar 2021) Abb. 22
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Je Standort ist zusätzlich ein Meisenkasten anzubringen, um eine Besiedlung der Fledermaus-
quartiere durch Meisen zu verhindern.

Da bei Einhaltung der genannten Schon- bzw. Ausführungsfristen (artgruppenspezifisch un-
terschiedlich für Vögel und Fledermäuse), bei Anbringen von Fledermausersatzquartieren so-
wie mittels einer fachgerechten Bestandsüberprüfung keine erheblichen Beeinträchtigungen
von Vögeln und / oder Fledermäusen und somit des Schutzguts zu erwarten sind, sind mit der
Aufstellung des Bebauungsplanes auch keine weiteren Maßnahmen einschließlich CEF-Maß-
nahmen zur Aufrechterhaltung der ökologischen Funktionen von Habitaten zu ergreifen.

Bezüglich aller anderen Tierarten und Tiergruppen sind nach derzeitigem Kenntnisstand keine
Verletzungen der Zugriffsverbote gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG zu erwarten. Die von der Pla-
nung betroffenen Flächen als Lebensräume für Ubiquisten [Arten, die überall vorkommen oder
vorkommen können] sind von geringer Bedeutung.

Sonstige Maßnahmen:

Es wird empfohlen, bei der Planung neuer Gebäude den Altbaumbestand mit der Zielsetzung
der Erhaltung bzw. zur Einbindung in eine Weiterentwicklung der randlichen Gehölzstrukturen
zu berücksichtigen, um zum einen gewachsene Abgrenzungen zu Nachbargrundstücken zu
bewahren bzw. fortzuentwickeln und um zum anderen für die Neubebauung eine höhere
Wohnqualität zu bieten. Dafür sollte der Kronentraufbereich der Gehölze zzgl. eines Abstands
von 1,5 m von Bautätigkeiten, Überfahrungen, dem Ablagern von (Bau-)Materialien sowie Ab-
grabungen und Aufschüttungen freigehalten werden. Einzelstämme sollten einen Stamm-
schutz erhalten.

Somit sollten vor allem entlang der Hauptstraße die Einzelbäume (neben der großen Buche
auch die Obstbäume und der Ahorn) erhalten und ergänzt werden. Eine solche Ergänzung
trägt wesentlich zur Minderung des Defizits an raumwirksamen Gehölzen in der Ortsrandlage
bei. Die �offenen� Ränder entlang der nordöstlichen zum Rückhaltebecken und an der südöst-
lichen Seite zu den Niederungsflächen gewandten sollen ebenfalls durch Hecken und Baum-
pflanzungen aufgewertet werden.

- Für Hecken sind insbesondere Arten der heimischen Knicks geeignet wie Feldahorn (Acer
campestre), Hainbuche (Carpinus betulus), Rotbuche (Fagus sylvatica), Weißdorn
(Crataegus monogyna) etc.. Auch Niederstamm-Obstgehölze können durch eine geeig-
nete Pflege / Schnittweise zu Hecken entwickelt werden.

- Anknüpfend an den Baumbestand entlang der �Hauptstraße� sind Baumpflanzungen unter
Verwendung von Bergahorn (Acer pseudoplatanus), Spitzahorn (Acer platanoides), Win-
terlinde (Tilia cordata) als Hochstammbäume mit Stammumfang von mind. 16 cm oder als
Hochstamm-Obstbäume (Kirsche, Pflaume, Birne, Apfel) mit Stammumfang mind. 14 cm
geeignet.

Fachliche Grundlagen zur Erhaltung der Bäume im Zuge der Vorhabenrealisierung sind die
DIN 18920 �Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen
und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen� und die RAS-LP4 �Richtlinien für die Anlage von
Straßen Teil: Landschaftspflege, Abschnitt 4: Schutz von Bäumen, Vegetationsbeständen und
Tieren bei Baumaßnahmen�, auf die hiermit verwiesen wird.

Für eine darüber hinausgehende Ausweisung von Baumstandorten bzw. für die Baumstand-
orte selbst als private Grünflächen sieht die Gemeinde Aukrug entsprechend dem Vorange-
stellten im Zuge der Bauleitplanung keinen Handlungs- und Festsetzungsbedarf.
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Die gewählten Empfehlungen für Hecken- und Baumpflanzungen sowie die planungsrechtli-
chen Festsetzungen und örtlichen Bauvorschriften reichen nach Auffassung der Gemeinde
Aukrug aus, um die Grünstrukturen als Bestandteil der ausgeübten gärtnerischen Nutzung in
ihrem Bestand und in ihrer Fortentwicklung zu sichern und zu schützen und um die Plange-
bietsfläche in der Ortsrandlage einzugrünen.

8. Immissionsschutz (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)
Aufgrund der zu erwartenden Schallimmissionen im Plangebiet durch den Straßenverkehr auf
der L 121 (�Hauptstraße�) wurde im Einvernehmen mit der Gemeinde Aukrug ein �Schalltech-
nisches Gutachten� erstellt (siehe auch als Anlage zu dieser Begründung).

Die Berechnungsergebnisse zeigen, dass die schalltechnischen Orientierungswerte der DIN
18005 an den geplanten Häusern 1 und 2 (vgl. auch nachfolgende Abb. 23) überwiegend
eingehalten bzw. unterschritten werden. An der nördlichen Fassade von Haus 2 müssen ge-
sunde Wohnverhältnisse jedoch durch eine angemessene Grundrissgestaltung und ggf. auch
mit passiven Belüftungseinrichtungen sichergestellt werden.

Die Berechnungsergebnisse zeigen
ferner, dass die schalltechnischen Ori-
entierungswerte der DIN 18 005 an den
südlichen, von der L 121 abgeschirm-
ten Fassaden der geplanten Häusern 3
und 4 sowie des vorhandenen Wohn-
hauses an der Hauptstraße 54 über-
wiegend eingehalten bzw. unterschrit-
ten werden.

An den übrigen Fassaden dieser Ge-
bäude werden sowohl die schalltechni-
schen Orientierungswerte als auch
überwiegend die Immissionsgrenz-
werte der 16. BImSchV deutlich über-
schritten.

An diesen Fassaden müssen gesunde
Wohnverhältnisse durch eine ange-
messene Grundrissgestaltung und ggf.
auch mit passiven Belüftungseinrich-
tungen sichergestellt werden.

Die der Erholung dienenden wohnungsnahen Außenbereiche (Terrassen und Balkone) kön-
nen bei den geplanten Häusern 1 und 2 flexibel angeordnet werden. Bei den geplanten Häu-
sern 3 und 4 sowie dem vorhandenen Wohnhaus an der Hauptstraße 54 sollten die der Erho-
lung dienenden wohnungsnahen Außenbereiche nur in den Bereichen angeordnet werden, an
denen der schalltechnische Orientierungswert von tags 55 dB(A) eingehalten bzw. unterschrit-
ten wird; dies sind gegenüber der L 121 die seitlichen und rückwärtigen Gebäudeseiten.

Anderenfalls sollten diese Außenwohnbereiche durch bauliche Schallschutzmaßnahmen wie
zum Beispiel Wintergärten, verglaste Loggien oder vergleichbare Schallschutzmaßnahmen
geschützt werden.

(Quelle: Schalltechnisches Gutachten,
AKUSTIK Busch, 28.04.2021)

Abb. 23
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Aus schalltechnischer Sicht können gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse im Plangebiet mit
den oben genannten bzw. beschriebenen passiven Schallschutzmaßnahmen gewährleistet
werden.

Gemäß VLärmSchR 97 hat der aktive Lärmschutz Vorrang vor dem passiven Schallschutz.
Die gutachterlichen Berechnungen ergaben, dass die Schallimmissionen im Plangebiet mit der
Errichtung einer Schallschutzwand entlang der nördlichen Grenze (entlang der �Hauptstraße�)
des Plangebietes reduziert werden könnten.

Ein aktiver Lärmschutz in Form einer Wand oder eines Walls bzw. einer Kombination aus Wall
und Wand ist innerhalb der bebauten Ortslage entlang der örtlichen Hauptverkehrsstraße des
Hauptortsteils Aukrug-Innien aus Sicht der Gemeinde Aukrug städtebaulich und ortsplanerisch
in keiner Weise denkbar bzw. vertretbar.

Daher wurden den Berechnungen keine aktiven Lärmschutzmaßnahme den Berechnungen zu
Grunde gelegt.

Die mit den vorliegenden Beurteilungspegeln verbundenen Anforderungen an die Luftschall-
dämmung der Außenbauteile ergeben sich aus den Vorgaben der baurechtlich eingeführten
DIN 4109. Die hierfür maßgeblichen Außenlärmpegel La im Plangebiet sind in den nachfolgen-
den Abbildungen 24 und 25 dargestellt. Die Gebäudelärmkarte zeigt, dass die maßgeblichen
Außenlärmpegel im Plangebiet zwischen 39 dB(A) und 68 dB(A) betragen. Dementsprechend
beträgt das erforderliche gesamte bewertete Schalldämm-Maß R�w,ges der Außenbauteile bei
Wohnräumen zwischen 30 dB(A) und 38 dB(A).

Die erforderlichen maßgeblichen Außenlärmpegel sind der planerischen Zurückhaltung fol-
gend nachrichtlich in die Begründung aufgenommen und den nachfolgenden Abb. 24 (Erdge-
schoss) und Abb. 25 (1. Obergeschoss) zu entnehmen.

(Quelle: Schalltechnisches Gutachten,
AKUSTIK Busch, 28.04.2021)

Abb. 24
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Die Anforderungen der DIN 4109 an Außenbauteile von Aufenthaltsräumen in Wohnungen
werden in der Regel bei einwandfreier Ausführung mit marktüblichen Wärmeschutzfenstern
bis zu einem maßgeblichen Außenlärmpegel von 60 dB(A) erfüllt. Dieser Außenlärmpegel wird
an den gesamten Fassaden der geplanten Häuser 1 und 2 sowie an den südlichen Fassaden
der übrigen Häuser unterschritten und an den übrigen Fassaden der geplanten Häuser 3 und
4 sowie des vorhandenen Wohnhauses an der Hauptstraße 54 überschritten.

Üblicherweise werden die Berechnungsergebnisse bei einem �Angebotsbebauungsplan� an-
hand von Isophonenkarten dargestellt. Diese zeigen anschaulich die Ausbreitung des Lärms
im Plangebiet und können bei der Festlegung von Baugrenzen bzw. zur Anordnung von Au-
ßenwohnbereichen wie Terrassen und Balkone herangezogen werden.

Da die Lage und Höhen der geplanten Gebäude aufgrund der Planungskonzeption verbunden
mit der Positionierung der Stellplatz- und Carportanlagen, Zuwegungen und den Maßnahmen
zur Entwässerung in Form einer Überflutungs- und einer Versickerungsmulde jedoch bereits
abschließend festliegt, wurde auf die Darstellung von Isophonenkarten verzichtet und die Be-
rechnungsergebnisse anhand von konkreteren Gebäudelärmkarten dargestellt (vgl. auch Abb.
24 und Abb. 25).

Die Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse im Sinne des § 1 Abs 6 Nr. 7c BauGB kön-
nen jedoch trotz Überschreitung der Immissionsgrenzwerte gewahrt sein. Hierzu sei darauf
hingewiesen, dass tagsüber die Schwelle zur Gesundheitsgefährdung, die in der Rechtspre-
chung für Wohnnutzungen bei ca. 70 dB(A) angesiedelt wird, an den meistbelasteten Immis-
sionsorten bzw. Fassadenabschnitten tagsüber um mindestens 8 dB und nachts um mindes-
tens 5 dB unterschritten wird.

Abb. 25
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Im nördlichen Teil von Haus 2 müssen gesunde Wohnverhältnisse jedoch durch eine ange-
messene Grundrissgestaltung und ggf. auch mit passiven Belüftungseinrichtungen sicherge-
stellt werden. Gleiches gilt bei den geplanten Häusern 3 und 4 sowie dem vorhandenen Wohn-
haus an der Hauptstraße 54 für schutzbedürftige Räume mit Fenstern in Richtung Westen,
Norden oder Osten.

Maßnahmen (passive) zur Minimierung möglicher Lärmbelastungen werden entsprechend
den gutachterlichen Untersuchungsergebnissen in der planungsrechtlichen Konsequenz als
planzeichnerische (Teil A) und als textliche Festsetzungen (Teil B) nach § 9 Abs. 1 Nr. 24
BauGB in die Satzung zum Bebauungsplan Nr. 33 aufgenommen.

Zum Schutz der Wohn- und Büronutzungen ist im jeweiligen Baugenehmigungsverfahren der
Schallschutz gegen Außenlärm (Gegenstand der bautechnischen Nachweise) nach der DIN
4109 Teil 1 und Teil 2 (Ausgabe 01/2018) nachzuweisen.

9. Verkehr
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB i.V.m. § 84 LBO)

Die Verkehrsinfrastruktur ist mit der �Hauptstraße� (Landesstraße Nr. 121) im Norden des
Plangebiets als äußere Erschließung des Plangebiets vorhanden.

Die Flächen des Plangebiets werden heute direkt von der �Hauptstraße� über zwei Zufahrts-
bereiche (vgl. auch nachfolgende Abb. 28) erschlossen. Der Zu- und Abfahrtsbereich liegt
noch innerhalb der Ortsdurchfahrtsgrenze. An dieser grundstücksbezogenen Erschließung
soll sich auch durch die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 33 und der hiermit verbundenen
Neubebauung nichts ändern. Auch das bestehende und zu erhaltene Wohnhaus wird an diese
Erschließungssituation weiterhin angebunden sein.

Wie auch heute wird der private Stellplatzverkehr und die Stellplatzflächen der �Hauptstraße�
zugeordnet und von dort die 4 Mehrfamilienhäuser fußläufig erschlossen.

Die Gemeindevertretung wird mit Erlass der Bebauungsplansatzung von der Möglichkeit, nach
§ 84 der LBO die Anzahl von auf privaten Grundstücken nachzuweisenden Stellplätzen als
örtliche Bauvorschrift zu regeln, Gebrauch machen. Danach sind je realisierte Wohneinheit
(WE) 2 Stellplatzflächen auf dem betroffenen Grundstück, also innerhalb des Plangebiets, her-
zustellen.

10. Ver- und Entsorgung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 12 und 14 BauGB)

Die Baugrundstücke innerhalb des Plangebiets werden an das vorhandene Leitungsnetz im
Bereich der �Hauptstraße� an vorhandene Leitungstrassen und Entsorgungseinrichtungen an-
zuschließen sein.

Aufgrund der Bestandssituation kann die Gemeinde Aukrug zunächst davon ausgehen, dass
wesentliche Änderungen im Ver- und Entsorgungsnetz nicht erforderlich sein werden.

Soweit erforderlich, sind für die erforderlichen baulichen Maßnahmen im Zuge der Neubebau-
ung der Anschluss an das örtlich vorhandene Ver- und Entsorgungsnetz zu vollziehen.
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10.1 Schmutzwasserbeseitigung

Die Schmutzwasserentsorgung wird in der Gemeinde Aukrug durch die Gemeindewerke Ho-
henwestedt geregelt. Die Mehrbelastungen aus Schmutzfracht und Mehrabfluss durch die vier
Mehrfamilienhäuser können durch die Ortsentwässerung und die Kläranlage aufgenommen
werden.

Aufgrund der Bestandssituation kann die Gemeinde Aukrug zunächst davon ausgehen, dass
ein Anschluss an das örtliche Schmutzwassernetz möglich sein wird. Der entsprechende
Nachweis erfolgt im bauaufsichtlichen Verfahren durch den Träger des Vorhabens.

10.2 Frischwasserversorgung

Die Grundstücke werden über Ortssatzung an die zentrale Frischwasserversorgung mit An-
schluss- und Benutzungszwang angeschlossen.

Das Wasserversorgungsnetz dient nachrangig zur Löschwasserversorgung soweit die Men-
gen aus dem Netz entnommen werden können.

10.3 Regenwasserbeseitigung

Zum Nachweis der ordnungsgemäßen Entwässerung des Plangebiets wurde das Institut für
technisch-wissenschaftliche Hydrologie GmbH (�Itwh�) durch den Träger des Vorhabens be-
auftragt, ein Entwässerungskonzept und einen Überflutungsnachweis nach DIN 1986-100 zu
erstellen (siehe auch als Anlage zu dieser Begründung).

Die Entwässerungsplanung schließt sich dem naturnahen Stil der Umgebung an. Im Norden
beginnend, wird das Niederschlagswasser über Laufrinnen, welche durch bewachsene Mul-
den realisiert werden, Richtung Süden geleitet. Ist ein Gerinne aus gewachsenem Boden
durch bauliche Umstände nicht realisierbar, ist vor dem Verlassen der Stellplatzfläche ein
Sandfang zu erstellen.

Hinter dem Haus 3 befindet sich die Mulde (vgl. auch nachfolgende Abb. 26), welche lediglich
als Rückhalt dient, da eine Versickerung an dieser Stelle nicht möglich ist (vgl. hierzu die Aus-
führungen in der Baugrunduntersuchung als Anlage zu dieser Begründung). Sie nimmt durch
ihre Pflanzen und der natürlichen Bauweise dennoch Wasser auf, bis der Boden gesättigt ist.

Durch die offenen Laufrinnen sowie die Mulden, in denen das Wasser sich flächig verteilt, wird
die Verdunstung erheblich gefördert. Das Niederschlagswasser von Haus 3, ein Teil von Haus
4 sowie die Stellflächen und die Fahrgasse entwässern über die Mulde zur Versickerungs-
mulde.

Der Hauptteil von Haus 4, das gesamte Haus 1 und 2 entwässern über offene Laufrinnen direkt
in die Versickerungsmulde.

Die wohnungsnahen Terrassen besitzen keine eigene Entwässerung. Das Niederschlagswas-
ser wird über ein Gefälle in Richtung der angrenzenden Grünflächen geleitet und versickert /
verdunstet auf ihnen.

Bis zur absoluten Vollfüllung der Mulden besitzt die vorhandene Entwässerungsplanung eine
Sicherheit von 40% für den Fall einer baulichen Erweiterung sowie größere bzw. länger anhal-
tende Regenereignisse.

Die detaillierten Berechnungen und Ergebnisse sind dem Gutachten zu entnehmen.

Das Gelände kann unter der vorgegebenen Belastung ein 30-jähriges Regenereignis nach-
weislich schadfrei überfluten.
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10.4 Telekommunikation

Im Rahmen des Planaufstellungsverfahrens wird seitens des Kommunikationsunternehmens
zu prüfen sein, in welchem Umfang zur fernmeldetechnischen Versorgung des Plangebiets die
Verlegung von zusätzlichen Fernmeldeeinrichtungen erforderlich sein wird.

Grundsätzlich ist z.B. zugunsten der Deutschen Telekom darauf zu achten, dass in Fahrwegen
geeignete und ausreichend dimensionierte Trassen mit einer Leitungszone in einer Breite von
ca. 0,30 m für die Unterbringung der Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen wer-
den.

Zur Sicherung der Kommunikationsleitungen werden innerhalb des Plangebiets auf den priva-
ten Wohn- und Hauswegen in dem erforderlichen Maße entsprechende Grunddienstbarkeiten
durch den Träger des Vorhabens / Grundstückseigentümer ins Grundbuch eingetragen.

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das Merkblatt über Baumstandorte und unterirdi-
sche Ver- und Entsorgungsanlagen� der Forschungsanstalt für Straßen- und Verkehrswesen,
Ausgabe 08.1989, zu beachten.

Abb. 26 (Quelle: messner Architekten, April 2021)
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Für den rechtzeitigen Ausbau des Kommunikationsnetzes sowie zur Koordinierung mit den
Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist Beginn und Ablauf der Erschließungsmaß-
nahme so früh wie möglich vor Baubeginn der zuständigen Stelle der Deutschen Telekom
Technik GmbH bzw. eines anderen Kommunikationsunternehmens mitzuteilen.

10.5 Strom- und Gasversorgung

Aufgrund eines Konzessionsvertrages versorgen die SWN Stadtwerke Neumünster GmbH das
Gemeindegebiet mit Strom und Gas.

Bestehende Versorgungsleitungen sind bei der geplanten Bebauung zu berücksichtigen. Die
Richtlinie zum Schutz unterirdischer Versorgungsanlagen ist entsprechend zu beachten.

Die Regelüberdeckung der Gasleitungen beträgt 0,8 m und ist bei einer Veränderung des vor-
handenen Niveaus zu beachten. Die Anpflanzung von Bäumen im Bereich der Leitungstrassen
ist mit dem Versorgungsträger abzustimmen. Ein direktes Bepflanzen der Versorgungsleitun-
gen sollte grundsätzlich vermieden werden.

Die Koordinierung erfolgt durch das vom Träger des Vorhabens beauftragte Arch.- Büro im
Rahmen der der Bebauungsplanung nachgeordneten Vorhabenrealisierung zu gegebener Zeit
mit Einweisung in die Leitungstrassen vor Ort.

10.6 Medienversorgung
Die Versorgung mit Breitband kann durch die Stadtwerke Neumünster sichergestellt werden.
Es können aber auch andere Anbieter wie die Telekom diese Leistungen vor Ort übernehmen.

10.7 Abfallbeseitigung
Die Abfallbeseitigung ist Aufgabe des Kreises Rendsburg-Eckernförde und wird zentral mit
Anschluss- und Benutzungszwang für das Plangebiet geregelt. Die Abfälle werden innerhalb
des Plangebiet in festen Behältern bzw. in Wertstoffsäcken gesammelt.

(Quelle: messner Architekten, April 2021) Abb. 27
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Eine Befahrung der privaten Wohnwegerschließungen durch Müllfahrzeuge ist mit dem Be-
bauungsplan nicht vorgesehen. Demzufolge wird an zentraler Stelle als Teil der Stellplatz- und
Carportanlage (s. auch vorangestellte Abb. 27) auch ein Bereich für Abfallbehälter planzeich-
nerisch nach § 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB festgesetzt und den Nutzungsberechtigten zugeordnet,
der von der �Hauptstraße� direkt zugänglich ist.

10.8 Ladestationen für E-Autos und E-Bikes

Eine Stromversorgung für mögliche Ladestationen für E-Autos und E-Bikes kann durch die
Stadtwerke Neumünster sichergestellt werden.

Mit der Satzung zum Bebauungsplan Nr. 33 werden keine bestimmten Regelungen in Bezug
auf E.-Ladestationen getroffen, denn die Versorgung der Grundstückseigentümer bzw. deren
Mieter für eine private Ladestationen kann ebenfalls durch die Stadtwerke Neumünster sicher-
gestellt werden.

Die Vorgaben aus dem Gesetz zum Aufbau einer gebäudeintegrierten Lade- und Leitungsinf-
rastruktur für die Elektromobilität (Gebäude-Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetz - GEIG, in
Kraft getreten am 24.03.2021) werden durch den Träger des Vorhabens bzw. durch den
Grundstückseigentümer in dem gesetzlich vorgegebenen Maße zur beachten und durch ent-
sprechende technische Vor- und Ausrüstung der Stellplatzanlage zu berücksichtigen sein.

11. Brandschutz
Der aktive Brandschutz wird sichergestellt durch die Freiwillige Feuerwehren der Fünf Ortsteile
der Gemeinde Aukrug und durch die Feuerwehren der Nachbargemeinden in Form der nach-
barschaftlichen Löschhilfe.

Die Löschwasserversorgung ist durch die Entnahme aus dem Trinkwassernetz gesichert. Es
können 48 m³/h zur Verfügung gestellt werden.

Die erforderlichen Hydrantenabstände und die Bereitstellung von Löschwasser mit der erfor-
derlichen Leistung aus der zentralen Frischwasserversorgung entsprechend den technischen
Anforderungen nach Arbeitsblatt DVGW-W-405 und nach Maßgabe des Erlasses des Innen-
ministeriums vom 30.08.2010 (IV-334-166-701.400) sind im Rahmen der der Bebauungspla-
nung nachgeordneten Erschließungsplanung nachzuweisen. Zudem kann das unmittelbar am
Plangebiet gelegene Regenrückhaltebecken und die Bünzau selbst für die Löschwasserver-
sorgung genutzt werden.

Aufgrund der innerörtlichen Bestandssituation und des Vorhabencharakters einer zweige-
schossigen Wohnbebauung ist keine grundsätzliche Veränderung der bisherigen Situation
zum vorbeugenden Brandschutz verbunden, so dass kein zusätzlicher Regelungsbedarf sei-
tens der Gemeinde Aukrug besteht bzw. derzeit zu erkennen ist.

Die Feuerwehrzufahrt ist aufgrund der äußeren Erschließungssituation durch die öffentliche
Verkehrsflächen der �Hauptstraße� im Norden des Plangebiets als gesichert anzunehmen.

Innerhalb des Plangebiet erhält die Feuerwehr entsprechend den mit dem Träger des Vorha-
bens geführten Abstimmungsgesprächen am östlichen Plangebietsrand in Verlängerung des
Zufahrtsbereiches im Bereich �Haus 3� eine entsprechend dimensionierte und befestigte Feu-
erwehraufstellfläche (�roter Pfeil�, s. nachfolgende Abb. 28).
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12. Erschließung und Maßnahmen zur Verwirklichung
des Bebauungsplanes Nr. 33 �Wohnen an der Bünzau�

Das Straßen- und Versorgungsnetz ist als äußere Erschließung mit der Landesstraße
(L 121) �Hauptstraße� im Norden des Plangebiets vorhanden.

Erforderlich werdende tiefbautechnische Maßnahmen, wie z.B. die Herstellung eines zusätzli-
chen Zufahrtsbereiches und eines Bereiches für die Müllabfuhr sowie den Rückbau eines vor-
handenen Zufahrtbereiches einschließlich der Versetzung einer Toranlage zum Regenrück-
haltebecken werden im Rahmen des nachgeordneten bauaufsichtlichen Verfahrens bauseits
nachzuweisen und nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik durch den Träger des
Vorhabens herzustellen sein, soweit erforderlich.

Die Gemeinde und deren Beauftragte erhalten im nordöstlichen Bereich des Teilgebiets WA 2
zur Unterhaltung und Pflege des angrenzenden Regenrückhaltebeckens und der Niederungs-
flächen an der Bünzau ein Überwegungsrecht in Form eines als Geh- und Fahrrechts.

Abb. 28

(Quelle: messner Architekten, April 2021)
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Im nordwestlichen Bereich des Teilgebiets WA 1 besteht eine geringfügige Überbauung durch
einen Schuppen auf dem Hauptstraße Nr. 52, die durch den Grundstückseigentümer Haupt-
straße 54 akzeptiert und in den zurückliegenden worden ist.

Zulässigkeit von Vorhaben während der Planaufstellung

Nach § 33 Abs. 1 BauGB ist ein Vorhaben bereits dann zulässig, wenn

1. die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 2 und § 4a Abs. 2
bis 5 BauGB durchgeführt worden ist,

2. anzunehmen ist, dass das Vorhaben den künftigen Festsetzungen des Bebauungsplans
nicht entgegensteht,

3. der Antragsteller diese Festsetzungen für sich und seine Rechtsnachfolger schriftlich an-
erkennt und

4. die Erschließung gesichert ist.

13. Nachrichtliche Übernahmen

13.1 Schutzgebiete im Sinne des Naturschutzrechts (§ 13ff LNatSchG)
Das Plangebiet liegt im �Naturpark Aukrug�. Eine Beeinträchtigung der Schutzziele des Natur-
parks durch die gemeindliche Planung ist nicht erkennbar und aufgrund des Vorhabencharak-
ters eines geplanten Allgemeinen Wohngebiets auch nicht zu erwarten.

Die Darstellung des Schutzgebietes als Naturpark (NP) wird nach § 9 Abs. 6 BauGB symbol-
haft nachrichtlich in die Planzeichnung zum Bebauungsplan Nr. 33 übernommen.

13.2 Anbaufreie Strecke (§ 29 StrWG)
Gemäß § 29 Abs. 1 und 2 Straßen- und Wegegesetz (StrWG) des Landes Schleswig-Holstein
in der Fassung vom 25.11.2003 (GVOBl. 2003, 631) dürfen außerhalb der zur Erschließung
der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrt Hochbauten jeder Art so-
wie Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfangs in einer Entfernung bis zu 20 m von
der Landesstraße Nr. 121, gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn (für Kfz),
nicht errichtet bzw. vorgenommen werden.

Direkte Zufahrten und Zugänge dürfen zur freien Strecke der L 115 (�Hauptstraße�) nicht an-
gelegt werden.

Die bestehenden Zufahrten zu dem
Grundstück Hauptstraße 54 liegen in-
nerhalb der Ortsdurchfahrtsgrenze
(vgl. nebenstehend Abb. 29 aus der
örtlichen Vermessung, s. auch Quel-
lenverzeichnis) und die östliche von
den beiden Zufahrten soll mit der
Neubebauung beibehalten werden.

Die 20 m anbaufreie Strecke an der L 121
wird nach § 9 Abs. 6 BauGB als nachricht-
liche Übernahme in die Planzeichnung Abb. 29(Quelle: Torresin & Partner, Februar 2021)
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zum Bebauungsplan Nr. 33 und in die 22. Änderung des Flächennutzungsplanes aufgenom-
men.

14. Bodenschutz

14.1 Vorsorgender Bodenschutz

Im Gegensatz zu einer Neuausweisung eines Baugebietes im Rahmen einer Änderung oder
Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes, wo eine zulässige Nutzung neu bestimmt und
damit wesentlich die hierdurch zukünftig mögliche Belastung der Eigenschaften und spezifi-
schen Funktionen der anstehenden Böden gelenkt werden kann, werden im vorliegenden Pla-
nungsfall unter Berücksichtigung der nach § 34 BauGB vom Grundsatz her bestehenden Bau-
rechte unter planungsrechtlichen und städtebaulichen Aspekten zur Entwicklung von innerört-
lich gelegenen Wohnbauflächen bearbeitet, so dass z. B. Prüfungen von alternativ zu nutzen-
den bzw. auszuweisenden Flächen unter Beachtung der Bestandssituation sich nicht ergeben.
Die Maßnahme erfolgt im Kontext und entsprechend den Zielsetzungen der Gemeinde Aukrug
aus dem Ortsentwicklungskonzept.

Auf der Ebene der Bebauungsplanung ergeben sich somit im vorliegenden Fall keine erkenn-
baren neuen Aspekte bezüglich einer Verschlechterung der Eigenschaften bzw. der Funktio-
nen der dort anstehenden Böden.

Die Ausgleichbarkeit der Eingriffe in das Schutzgut Boden sind aufgrund des �Bebauungspla-
nes der Innenentwicklung� nach § 13a BauGB nicht gesondert darzulegen.

14.2 Nachsorgender Bodenschutz

Entsprechend den Erkenntnissen aus der Flächennutzungs- und Landschaftsplanung der Ge-
meinde Aukrug sind keine Verdachtsmomente für mögliche Altablagerungen oder Altlasten-
verdachtsflächen / Altstandorte innerhalb der Plangebietes der Gemeinde Aukrug bekannt.

Im Rahmen der Behörden- und Trägerbeteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB wurde seitens der
unteren Bodenschutzbehörde des Kreises Rendsburg-Eckernförde darauf hingewiesen, dass
Teile der Grundstücksflächen im Plangebiet im Zeitraum von 2011 bis 2015 für einen Kfz-
Handel mit Kfz-Aufbereitung gewerblich genutzt wurden.

Für das Grundstück ist ein Eintrag im Archiv des Boden- und Altlastenkatasters des Kreises
Rendsburg-Eckernförde vorhanden. Es wurde im Rahmen einer Erstbewertung als Archivfall
A2 (parameterabhängige Verdachtsentkräftung) aufgenommen. Das heißt, unter den damali-
gen Bedingungen - gewerbliche Nutzung - war keine Gefährdungsvermutung ableitbar.

Für dieses Grundstück muss, aufgrund der nachfolgenden sensiblen Nutzung (Allgemeines
Wohngebiet gem. B-Plan Nr. 33 anstatt einer gewerblichen Nutzung früher und heute) eine
�Orientierende Untersuchung� des Standortes durchgeführt werden. Diese Untersuchung wird
in Abstimmung mit der unteren Bodenschutzbehörde durch den Grundstückseigentümer und
Träger des Vorhabens vor dem Satzungsbeschluss durchgeführt und das Ergebnis der Ge-
meinde zur Verfügung gestellt werden, denn die plangebende Gemeinde und demzufolge die
Gemeindevertretung muss nach § 214 Abs. 3 BauGB bei ihrer (Gesamt-)abwägung die Sach-
und Rechtslage zum Zeitpunkt des abschließenden Beschlusses berücksichtigen.
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Für die Feststellung des Untergrundaufbaus und Entnahme von Bodenproben wurden 11
Kleinbohrungen abgeteuft. Aus drei Bodenschichten des Untergrundes wurden Bodeneinzel-
proben entnommen, woraus für eine chemische Schadstoffanalytik drei repräsentative Misch-
proben MP 1, MP 2 + MP 3 gebildet wurden. Mit Ausnahme des Laborergebnisses von MP 1
wurden im MP 2 + MP 3 keine signifikanten Schadstoffbelastungen vorkommen, die eine Ge-
fährdung für die Wirkungspfade Boden - Mensch (Direktkontakt) und Boden - Grundwasser
bedeuten. Dagegen stellt die mit MP 1 in den aufgefüllten kiesigen und humos, kiesigen sowie
mit 15 - 30 M.-% Bauschuttanteil durchsetzten Sande nachgewiesene PAK-Belastung und
insbesondere der B[a]p-Gehalt ein Gefährdungspotenzial für die Wirkungspfade Boden -
Mensch und Boden - Grundwasser dar (siehe auch die Ausführungen hierzu in der Orientie-
rende Untersuchung als Anlage zu dieser Begründung). Darum ist es für die zukünftige sen-
sible Grundstücksnutzung (Wohnbebauung mit Grünflächen und Kinderspielplätze) erforder-
lich, die aufgefüllten kiesigen und humos, kiesigen sowie mit 15 - 30 M.-% Bauschuttanteil
durchsetzten Sande vollständig bis zur Oberkante der alten Mutterbodenschicht abzutragen
und ordnungsgemäß zu entsorgen.

Auch wenn es eher unwahrscheinlich ist, dass infolge des Werkstattbetriebes im ehemaligen
Viehstall z. B. ölhaltige Substanzen durch den mit Beton zugeschütteten Spaltenboden bzw.
Güllekanal ins Erdreich eingesickert sind, können dennoch schädliche Bodenveränderungen
nicht gänzlich ausgeschlossen werden.

Aus diesem Grund ist im Zuge des Gebäudeabbruchs bzw. nach Aufbruch der Betonsohle des
ehemaligen Viehstalls nochmals eine Begutachtung des freigelegten Untergrundes auf schäd-
liche Bodenveränderungen erforderlich.

Beim Gebäudeabbruch und auch bei einer Bodenabfuhr sind die abfallrechtlichen Vorgaben
gem. LAGA zu beachten.

Im Zuge der Maßnahme sind die Vorgaben des BauGB (u. a. § 202 Schutz des humosen
Oberbodens), der Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV, § 12) des Bundesboden-
schutzgesetzes (BBodSchG u. a. § 7 Vorsorgepflicht) sowie das Kreislaufwirtschaftsgesetz
(KrWG u. a. § 2 und § 6) einzuhalten.

Sollte bei Umsetzung des Bauvorhabens wiedererwartend Bodenverunreinigungen zu Tage
gefördert werden, ist die untere Bodenschutzbehörde des Kreises Rendsburg-Eckernförde un-
verzüglich zu unterrichten. Die weiteren Maßnahmen werden dann von dort aus abgestimmt.

14.3 Kampfmittel

Die Gemeinde Aukrug ist nicht in der Liste der Anlage der Kampfmittelverordnung SH vom
07.05.2012 aufgeführt, in denen die Eigentümerin oder der Eigentümer oder die oder der Nut-
zungsberechtigte verpflichtet sind, vor der Errichtung von baulichen Anlagen im Sinne der Lan-
desbauordnung für das Land Schleswig-Holstein und vor Beginn von Tiefbauarbeiten für ihre
Grundstücke bei der Landesordnungsbehörde eine kostenpflichtige Auskunft über mögliche
Kampfmittelbelastungen einholen müssen.

Wer Kampfmittel entdeckt oder in Besitz hat oder von bisher nicht bekannten Fundstellen oder
Lagerstätten mit vergrabenen, verschütteten oder überfluteten Kampfmitteln Kenntnis erlangt,
ist verpflichtet, dies unverzüglich der örtlichen Ordnungsbehörde, der Kreisordnungsbehörde
oder der nächstgelegenen Polizeidienststelle anzuzeigen.
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15. Archäologische Denkmale

Entsprechend den örtlichen Kenntnissen und den Darstellungen der geltenden Flächennut-
zungs- und Landschaftsplanung geht die Gemeinde Aukrug im Rahmen dieses Bauleitplan-
verfahrens davon aus, dass innerhalb des Plangebietes bzw. im maßgeblichen Umfeld z. Z.
keine archäologischen Denkmale vorhanden sind.

Auswirkungen der gemeindlichen Planung auf das Kulturgut sind für die Gemeinde Aukrug
nicht erkennbar. Diese Planauffassung wurde durch das Archäologische Landesamt mit Erlass
vom 22.06.2021 bestätigt.

Gemäß § 15 DSchG (2014) ist zu beachten, dass der, der Kulturdenkmale entdeckt oder fin-
det, dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde
mitzuteilen hat.

Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin
oder den Besitzer des Grundstückes oder des Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt,
und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt
haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Die nach Satz 2
Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu er-
halten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann.
Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung.

Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse wie
Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit.

16. Belange der Bundeswehr

Die Belange der Bundeswehr werden voraussichtlich betroffen sein. Die Gemeinde Aukrug
geht jedoch davon aus, dass aufgrund des Vorhabencharakters einer wohnbaulichen Maß-
nahme der Innenentwicklung und einer wesentlichen Unterschreitung der maßgeblichen Hö-
hen von 30 Meter über Grund die Belange der Bundeswehr nicht berührt sein werden.

Das Plangebiet befindet sich im Zuständigkeitsbereich für Flugplätze nach § 14 LuftVG des
militärischen Flugplatzes Schleswig (Hohn). Aufgrund der Lage des Plangebietes ist durch den
Flugplatz/Flugbetrieb mit Lärm- und Abgasemissionen zu rechnen.

Die angrenzende L 121 ist Bestandteil des Militärstraßengrundnetzes (MSGN). Bei Arbeiten
direkt an der L 121 sind die Vorgaben der RABS (Richtlinien für die Anlage und den Bau von
Straßen für militärische Schwerstfahrzeuge) einzuhalten. Sofern diese Arbeiten zu Einschrän-
kungen auf der L 121 führen könnten, sind Baubeginn und Ende der Baumaßnahme unter
Angabe der auftretenden Einschränkungen während der Baumaßnahme sowie die Fertigstel-
lung an die zuständige Dienststelle der Bundeswehr zu übermitteln.




